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Gericht erlaubt „Helden- 
gedenken“ und Rieger- 
Trauermarsch 


MÜNCHEN/WUNSIEDEL. Mit Bescheid 
vom 9. November 2009 hat das Bayeri- 
sche Verwaltungsgericht den für den 14. 
November 2009 geplanten neonazisti- 
schen „Heldengedenkmarsch“ durch 
München erlaubt. Auch der am gleichen 
Tag unter dem Motto „Jürgen Rieger — 
ewig lebt der Toten Tatenruhm“ geplan- 
te neonazistische „Gedenkmarsch“ im 
oberfränkischen Wunsiedel darf dürfe 
stattfinden, so die Entscheidung. Revisi- 
on wurde nicht zugelassen. Die Richter 
argumentierten, es sei bei den Aufmär- 
schen nicht davon auszugehen, dass da- 
mit automatisch die schweren Men- 
schenrechtsverletzungen des NS-Re- 
gimes gebilligt werden. 


Wunsiedel - Flop für die Nazis 


Der großspurig angekündigte „europa- 
weite Trauermarsch für Jürgen Rieger“ 
ist für die NPD zum Flop geworden. 
Selbst wenn man die NPD-Phantasie- 
zahl von angeblich 1.000 Teilnehmern 
ernst nehmen würde, so wäre diese Zahl 
doch weit hinter den Erwartungen der 
Nazis, sicherlich auch weit hinter den 
Befürchtungen der Antifas, zurückge- 
blieben. Die Medienangaben über die 
demonstrierenden Nazis schwanken 
zwischen 450 und 850. Bei der Gegen- 
demonstration sollen bis zu 1.800 Men- 
schen gewesen sein. 

Zeitgleich zum „Trauermarsch in 
Wunsiedel“ liefen Nazis in München 
zum „Heldengedenktag“ auf, aber auch 
hier war die Zahl der Nazis sehr über- 
schaubar: Etwa 200 sollen es gewesen 
sein, etwa 1.000 Menschen demons- 
trierten gegen die Nazis. 

In Wunsiedel liefen die Nazis am 
Stadtrand, durften keine Schwarz-Weiß- 
Roten Fahnen, Trommeln oder Fackeln 
mitführen und den Namen Rudolf Hess 
weder in Wort, Schrift oder Bild erwäh- 
nen. 

Quelle: indymedia I 
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Zweiter Prozesstag 
gegen Heinrich Boere 


Wieder Neonazis im Gerichtssaal geduldet 


AACHEN. Der zweite Prozesstag 

am 2.11.09 endete mit dem Antrag 

der Verteidigung auf Einstellung 
des Verfahrens gegen Heinrich Boere. Da- 
bei bezogen sich die Anwälte Boeres, 
Gordon Christiansen und Matthias Rahm- 
low, auf das Schengener Abkommen. 
Durch die vorherige Verurteilung in den 
Niederlanden könne es in Deutschland 
nicht erneut zu einer Verurteilung kom- 
men. Weiterhin könne eine Vollstreckung 
des Urteils aus den Niederlanden nicht 
umgesetzt werden, argumentierte die Ver- 
teidigung und verwies auf ein Urteil vom 
Europäischen Gerichtshof vom 9.3.2006 
in einem Verfahren mit gleichem Prozess- 
sachbestand. Die Entscheidung zu den 
Anträgen wurde auf den nächsten Pro- 
zesstag vertagt. 

Als Entscheidungshintergrund verlas 
Richter Nohl die Urteilsbegründung vom 
Bijzonder Gerichtshof Amsterdam vom 
19.10.1949. 

Wie schon der erste Prozesstag begann 
auch dieser erneut mit Anträgen der Ver- 
teidigung. Bezugnehmend auf den ersten 
Prozesstag wurde der Befangenheitsan- 
trag zu Oberstaatsanwalt Ulrich Maaß er- 
gänzt. Dieser habe in einem Interview im 
niederländischen Nachrichtenmagazin 
eenvandaag im Sender NL] keinen Zwei- 
fel an einer Verurteilung des SS-Mörders 
Boere gelassen und sei damit nicht ergeb- 


nisoffen. Außerdem habe Maaß der Presse 
nicht-öffentliche Informationen zukom- 
men lassen und pflege ein „kumpelhaftes 
Verhältnis“ zu den JournalistInnen des 
Nachrichtensenders. In einem weiteren 
Antrag stellte die Verteidigung Strafanzei- 
ge gegen die JournalistInnen von eenvan- 
daag, die Boere in seiner Wohnung in 
Eschweiler besucht hatten und heimlich 
das Gespräch filmten. 

Maaß lehnte seinen Rücktritt als leiten- 
der Staatsanwalt ab und rechtfertigte sein 
Interview im niederländischen Fernsehen 
mit dem Recht der Öffentlichkeit auf In- 
formation. Zudem betonte Maaß, die An- 
träge der Verteidigung seien schlicht Ver- 
zögerungstaktik. 

Dieser Einschätzung folgte auch Detlef 
Hartmann, Anwalt der Nebenklage. Hart- 
mann stellte fest, dass die Verteidigung 
bereits den ersten Prozesstag genutzt 
habe, um eine Umkehrung von Täter und 
Opfer vorzunehmen. In diesem Zusam- 
menhang erinnerte der Anwalt daran, dass 
Gegenstand dieses Prozesses die Verbre- 
chen gegen die Menschlichkeit der terro- 
ristischen SS seien. Es dürfe nicht zuge- 
lassen werden, dass sich das SS-Mitglied 
Heinrich Boere hier als Opfer aufspiele. 
Der zweite Nebenklageanwalt, Wolfgang 
Heiermann, schloss sich dieser Einschät- 
zung an und ergänzte, Strategie der Ver- 
teidigung sei es, das Verfahren so lange 
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:meldungen, aktionen 


Rückkehr ins „Weltnetz” 


RHEINLAND. Nach längerer Abwesenheit 
hat sich die Internetseite der „Aktions- 
gruppe Rheinland“ im „Weltnetz“ zu- 
rückgemeldet. Unter der Überschrift 
„Jotgesagte leben länger!“ heißt es u.a.: 
„Ab jetzt informieren wir Euch wieder 
über unsere politischen Aktionen und ge- 
ben unsere Meinung zu aktuellen The- 
men zum Besten. Informiert Euch hier 
aus erster Hand, anstatt Lügen aus den 
Medien oder aus den Mündern volks- 
feindlicher Politiker zu glauben“. „Nie- 
mals könnt ihr idealistische nationale So- 
zialisten brechen“, heißt es in der Stel- 
lungnahme der sog. „Autonomen Natio- 
nalisten“. Und: „Unser Kampf geht wei- 
ter, bis dieses System untergeht und das 
wahre Deutschland endlich aufersteht!“. 
hma 


Halber Austritt 


BERLIN. „Sehr erfreut“ zeigt sich die CDU 
in Berlin über den Verbleib von Rene 
Stadtkewitz in ihrer Fraktion im Abgeord- 
netenhaus. Der Pankower Politiker und 
Landesvorsitzende der islamophoben 
„Bürgerbewegung Pax Europa“ war am 1. 
November aus der CDU ausgetreten. Nach 
Gesprächen mit verschiedenen CDU-Ab- 
geordneten und Fraktionschef Henkel ent- 
schied sich Stadtkewitz, im Jahr 2006 In- 
terviewpartner des rechten Wochenblatts 
„Junge Freiheit“, zum Verbleib in der 
Fraktion. Dabei scheint man sich inhalt- 
lich näher gekommen zu sein. Der Berli- 
ner CDU-Abgeordnete Michael Braun 
kündigte einen „Kleinen Parteitag“ zum 
Thema Integration an. „Dabei wollen wir 
alle Facetten ohne Denkblockaden disku- 
tieren“, so Braun gegenüber der „Berliner 
Zeitung“. hma 


Spiel auf Zeit 


STUTTGART. Der „Generalobere“ der ab- 
trünnigen fundamentalistischen „Pries- 
terbruderschaft St. Pius X.“, Bernhard 
Fellay, rechnet mit langen Diskussionen 
mit dem Vatikan. Fellay erklärte, eine 
Rückkehr und „Wiederherstellung der 
Kirche“ werde mehr als eine Generation 
brauchen, „vielleicht sogar ein Jahrhun- 
dert“. Im aktuellen „Mitteilungsblatt“ der 
Priesterbrüder wird ein Interview mit Bi- 
schof de Galaretta, dem Leiter der Ge- 
spräche mit Rom, abgedruckt. Darin äu- 
Bert der Bischof, dessen Exkommunikati- 
on unlängst vom Papst aufgehoben wur- 
de: „Solange Rom nicht zur Tradition zu- 
rückkehrt, sind wir uns völlig im Klaren 
darüber, dass jegliche praktische oder ka- 
nonische Übereinkunft unvereinbar bleibt 
mit unserem Öffentlichen Bekenntnis und 
der Verteidigung unseres Glaubens — dies 
würde unseren Tod bedeuten“. Beworben 
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wird im Informationsorgan der „Priester- 
bruderschaft“ eine DVD mit einem Thea- 
terstück mit dem Titel „Zeit und Geist“. 
Die Aufführung der „Katholischen Ju- 
gendbewegung“ (KJB) der Lefebvre-An- 
hänger rüttelt auf, „uns gegen das Diktat 
des Zeitgeists zu wehren“, heißt es in dem 
Text. Die „gehässige Hetze“ gegen die 
„Priesterbruderschaft“ zeige, das es „dem 
herrschenden Zeitgeist über theologische 
Fragen hinaus um Grundsätzliches geht: 
Um den unerbittlichen Kampf gegen das 
Bekenntnis zu sittlichen Werten und den 
Glauben an Gott.“ Autor des Textes ist Dr. 
Walter Marinovic aus Wien. Artikel von 
Marinovic findet man auch im NPD-Or- 
gan „Deutsche Stimme“ und in der „Deut- 
schen Nationalzeitung“. Erst kürzlich trat 
Marinovic als Referent bei den „Kärntner 
Kulturtagen“ des „Kulturwerk Öster- 
reich“ auf“, das von dem Altnazi und ehe- 
maligen FPÖ-Nationalratsabgeordneten 
Otto Scrinzi geleitet wird. 

hma 


Veranstaltung mit SS-Mann 


WESTPFALZ. In der neofaschistischen 
Zeitschrift „Nation & Europa“ wird eine 
Veranstaltung mit dem ehemaligen Waf- 
fen-SS-Mann Toon Pauli beworben, die 
am 28. November in der Westpfalz statt- 
finden soll. Pauli war 2001 Kontaktadres- 
se für ein Treffen der flämischen Ost- 
frontgemeinschaft „Sint-Maartensfonds“ 
mit Sitz in Antwerpen. Als Kontakt für 
die Veranstaltung in der Westpfalz wird 
eine E-Mail-Adresse angegeben, die 
kürzlich noch für ein Flugblatt der NPD 
Zweibrücken verwandt wurde, für das 
sich der NPD-Aktivist Sascha Wagner 
aus Dahn verantwortlich zeichnete. 

hma 


„GfP”-Tagung ausgefallen 


KLEINBOTTWAR. Die für den 7. und 8. 
November geplante Jahrestagung der ex- 
trem rechten „Gesellschaft für freie Pu- 
blizistik“ (GfP) ist ausgefallen. Der Ei- 
gentümer des „Waldhotel Forsthof“ im 
Landkreis Ludwigsburg hatte der „GfP“ 
kurz vor dem Kongress ein Hausverbot 
erteilt. Für den geplanten Jubiläumskon- 
gress der „GfP‘“ am 28. und 29. Mai kom- 
menden Jahres sei man nun im Gespräch 
„mit einem Hotelier, der ganz offen der 
politischen Korrektheit den Kampf ange- 
sagt hat“, so „GfP“-Vorsitzender Andreas 
Molau gegenüber der „Nationalzeitung.“ 

hma 


Die Enkel der Onkelz aus Tirol 


PInNEBERG. In einem offenen Brief pro- 
testieren Antifaschisten gegen ein geplan- 
tes Konzert der südtiroler Band Frei.Wild 
am 12. November in der Elbmarschhalle 


in Horst. Ausgangspunkt war die Be- 
schäftigung der Antifaschistische Initiati- 
ve Kreis Pinneberg mit den Songtexten, 
wo es um Heimatliebe, Patriotismus, 
Südtirol und Bergsteigen geht. Klingt zu- 
nächst nach typischer Volksmusik, aber 
die Art und Weise wie diese Themen auf- 
gegriffen werden, ist von anderer Quali- 
tät. Ein Beispiel: „Südtirol, wir tragen 
deine Fahne, denn du bist das schönste 
Land der Welt. Südtirol, sind stolze Söh- 
ne von dir, unser Heimatland, wir geben 
dich niemals her. Südtirol, deinen Brü- 
dern entrissen, schreit es hinaus, dass es 
alle wissen, Südtirol, du bist noch nicht 
verloren, in der Hölle sollen deine Feinde 
schmoren.“ 

Bis vor kurzem trat der Sänger der 
Band noch als Mitglied der rechtspopu- 
listischen Südtiroler Partei „Die Freiheit- 
lichen“ in Erscheinung. Ein für Septem- 
ber 2008 angekündigtes Konzert von 
Frei.Wild auf einer Parteiveranstaltung 
wurde allerdings kurzfristig abgesagt, da 
das Management den Anschein einer un- 
politischen Band bewahren wollte. Im 
Oktober 2008 folgte der Parteiaustritt 
Philipp Burgers, den er so erklärt: „Was 
die Mitgliedschaft bei den Freiheitlichen 
betrifft: Ich bin aus der Partei wieder aus- 
getreten und habe auch das Amt nieder- 
gelegt, aber nicht etwa deswegen, weil 
ich Schuldgefühle habe oder mit dem 
Parteiprogramm nicht einverstanden 
wäre, soviel ist sicher, sondern weil ich, 
vor allem nach der Aussprache mit der 
Crew, eingesehen habe, dass es etwas 
zwiespältig ist, Parteimitglied zu sein und 
gleichzeitig Distanz vor der gesamten Po- 
litik zu nehmen, da gebe ich euch recht 
und habe meine Konsequenzen gezo- 
gen.“ 

Auf dieser Grundlage pochen Manage- 
ment und Band noch heute darauf unpoli- 
tisch zu sein. Die Distanzierung vom 
„Links-“ und „Rechtsextremismus“ in 
Songtexten wie „Schwarz und weiß Rot 
und Braun, keinem darfst du traun“, er- 
füllen dann auch genau den Zweck einer 
antipolitischen und kulturkritischen 
Selbstinszenierung. Das entkräftet aber 
nicht die Beobachtung, dass Frei.Wild 
eine rechtsoffene und rassistische Band 
ist, der man keine Plattform gewähren 
soll. kun I 


Innensenator verbietet 
Neonazivereinigung 


BERLIN. Innensenator Körting hat am 
5.12. die Neonazi-Vereinigung „Front- 
bann 24“ verboten. Mit einer entspre- 
chenden Verfügung rückte die Polizei um 
sechs Uhr beim mutmaßlichen Anführer 
der Gruppierung, Uwe D., an. Der Senat- 
or hatte schon länger geplant, dem Trei- 
ben der am 1. Oktober 2008 in Berlin ge- 
gründeten, vom Verfassungsschutz auf 40 
bis 60 Mitglieder geschätzten Vereini- 
gung ein Ende zu setzen. Die Frontbann- 


Leute hatten nicht nur auf der Straße 
Muskeln gezeigt, wie am 1. Mai vor der 
NPD-Zentrale in Köpenick. In einem Vi- 
deo beim Internetportal Youtube glorifi- 
zierte die Gruppierung die SS. Auf ihrer 
Homepage deklamierte ein „Ortsgrup- 
penführer Marzahn-Hellersdorf“ am 20. 
April, dem Geburtstag Adolf Hitlers, 
„Auf in den Kampf, Kameraden!!!“ 

Die Vereinigung richte sich „gegen die 
verfassungsgemäße Ordnung und läuft 
nach Zweck und Tätigkeit den Strafgeset- 
zen zuwider“, lautet Punkt eins der Verfü- 
gung. Der Frontbann weise „in Vorstel- 
lungswelt und Gesamtstil eine Wesens- 
verwandtschaft mit dem Nationalsozialis- 
mus“ auf, heißt es weiter. Schon der 
Name gilt als deutlicher Hinweis auf die 
braune Gesinnung. Die Nazis hatten 1924 
eine Organisation namens „Frontbann“ 
gegründet. Sie war ein Auffangbecken für 
die Mitglieder der SA und anderer rechts- 
extremer Verbände, die nach dem ge- 
scheiterten Putsch Hitlers vom 9. Novem- 
ber 1923 in München verboten worden 
waren. 

Neben der Durchsuchung bei Uwe D. 
in Mariendorf gab es eine weitere Razzia 
in Lichtenberg. Die Polizei durchsuchte 
die Wohnung der ehemaligen NPD-Funk- 
tionärin Gesine H., die mit „Frontbann 
24“ eng verbunden war. Im März 2005 
hatte Körting bereits die Neonazigruppie- 
rungen „Kameradschaft Tor“ und „Berli- 
ner Alternative Südost“ verboten. 

Quelle: Tagesspiegel, 5.11.2009 0 


Rechtes Milieu 


BrucHsAL. Das Milieu der Motorrad- 
Clubs gilt in vielen Fällen als rechtem, 
bis nazistischem Gedankengut nahe ste- 
hend. Als Gefangener (der ich bin) frage 
ich mich, welches Menschenbild wohl 
Vollzugsbeamte prägt, die sich in eigenen 
Motorrad-Clubs zusammenschließen und 
sich bspw. „Odins Vasallen“, „Haft-Kraft 
Kiel“ nennen. 

Wer weiß, dass in der Sprache der Ge- 
fangenen ein „Rollkommando“ einen 
Trupp schlägernder Wärter darstellt, der 
Gefangene misshandelt, ist zumindest be- 
fremdet, wenn er Mitgliedern (in der JVA 
Wiesbaden) des ‚Jail-Riders Rollkom- 
mando Wiesbaden“ gegenüber steht. We- 
nig Zweifel dürften auch bei Bedienste- 
ten des Strafvollzugs aufkommen, die 
sich im Motorrad-Club „Dungeonkeepers 
Germany“ zusammengeschlossen haben, 
wenn man sich deren Logo ansieht: ne- 
ben stilisierten Sonnenrädern (alias nur 
leicht verfremdeten Hakenkreuzen), prä- 
gen die Farben der deutschen Reichs- 
kriegsflagge das Bild. Alles zu sehen u.a. 
auf www.jailriders.de (Zusammenschluss 
der Wärter in Heimsheim) oder 
www.jailriderhh.de (Hamburger Motor- 
radclub). 

Thomas Meyer-Falk, z.Zt. JVA Bruch- 
sal, www.freedom-for-thomas.de I 


Fortsetzung von Seite 1, Boere-Prozess 
herauszuzögern, bis das Interesse der Öf- 
fentlichkeit nachlasse. 

Das Gericht lehnte nach Beratung den 
Befangenheitsantrag der Verteidigung ab. 
Die Staatsanwaltschaft müsse in jedem 
Verfahren von einem dringenden Tatver- 
dacht ausgehen und darf diese Meinung 
auch durchaus im Vorhinein vertreten. 
Maaß habe jederzeit, auch im Interview 
mit eenvandaag, eine mögliche Ergebnis- 
änderung zu erkennen gegeben. Ebenso 
könne der Verdacht nicht bestätigt wer- 
den, Maaß habe von den heimlichen 
Filmaufnahmen gewusst oder es billigend 
in Kauf genommen. Im Anschluss wurde 
die Anklageschrift gegen Heinrich Boere 
verlesen. Der wichtigste Zeuge der An- 
klage, Jacobus Pedrus Westemann, er- 
schien allerdings nicht. Westemann war 
Mitglied der SS-Division Westland und 
war 1949 im Zusammenhang mit den Sil- 
bertanne-Morden in den Niederlanden 
verurteilt worden und hatte 13 Jahre sei- 
ner Haftstrafe verbüßt. Die Verteidigung 
beantragte die erneute Vorladung des 
Zeugen, wenn nötig mit Rechtshilfe 
durch die niederländischen Behörden. Er 
sei der wichtigste und einzige Zeuge und 
müsse daher gehört werden. Westemann 
hatte in einem Gespräch zu Protokoll ge- 
geben, dass er nicht vor einem deutschen 


Gericht erscheinen wolle. Er sei „ent- 
täuscht von den Deutschen“ und fühle 
sich verraten, da nur sie von den Silber- 
tannemorden gewusst haben können. 

Auch bei diesem Prozesstag waren 
Neonazis und Mitglieder der NPD zuge- 
gen. Wie während des ersten Prozessta- 
ges provozierten sie auch mit T-Shirts, 
auf denen Symbole der Nationalsozialis- 
ten abgebildet waren, so die der Division 
Windhund. Auch diesmal nahm der vor- 
sitzende Richter Nohl dies nicht zum An- 
lass, die Neonazis wegen politischer Wil- 
lensbekundung des Saales entfernen zu 
lassen. Als die Neonazis den Prozess mit 
Zwischenrufen störten, wurde gegen die- 
se nicht umgesetzt, was beim ersten Pro- 
zesstag ProzessbeobachterInnen ange- 
droht wurde. 

Der Anwalt der Nebenklage betonte in 
seiner Stellungnahme noch einmal deut- 
lich, dass er es als Zeichen der Zustim- 
mung und Hinweis auf die aktuelle politi- 
sche Einstellung Boeres werte, dass die- 
ser sich nicht wenigstens durch seine An- 
wälte von den Sympathiebekundungen 
und SS-Verherrlichungen der Neonazis 
distanziert habe. Damit sei Reue ausge- 
schlossen. AK Kein Vergessen! 

aktuelle Infos unter: http://akantiaac. 
blogsport.de/kein-vergessen/ 


Der Prozess gegen den 
Mörder der Muslimin Marwa E. 


Vorgeschichte 


Der 28-jährige Alexander W. tötete die 
Muslimin Marwa E. am 1.7.2009 in einem 
Dresdener Gerichtssaal aus rassistischen 
und islamophoben Motiven. Ein Jahr vor 
der Tat beschimpfte Alexander W. die 
Dresdener Apothekerin auf einem Spiel- 
platz als „Islamistin“ und „Terroristin“.! 
Das Opfer nahm die diskriminierenden 
Äußerungen nicht hin und erstattete Anzei- 
ge wegen Beleidigung. Daraufhin wurde 
Alexander W. zu einer Geldstrafe von 750 
Euro verurteilt. In der Verhandlung, wo es 
um die Berufung des Täters ging, giftete er 
zunächst: „Haben Sie überhaupt ein Recht, 
in Deutschland zu sein? Sie haben hier 
nichts zu suchen.“ Dann brüllte und drohte 
er, „wenn die NPD an die Macht kommt, 
ist damit Schluss. Ich habe NPD gewählt.“ 
Daraufhin stach er mit einem extra mitge- 
brachten Messer 18mal auf die Klägerin 
ein, die sofort im Gerichtssaal verstarb. Ihr 
Ehemann überlebte nur knapp mit lebens- 
gefährlichen Verletzungen. 


Prozess 
Während des Prozesses in Dresden, der 


sowohl in der BRD als auch international 
eine große Resonanz erfuhr, zeigte der Tä- 


Ein Kommentar 


ter keinerlei Anzeichen von Reue oder Un- 
rechtsbewusstsein für seine Tat.? Zu den 
meisten Prozesstagen erschien er ver- 
mummt im Gerichtssaal. Mit dem Hinweis 
auf seine besonderen biographischen Um- 
stände versuchte der Angeklagte und sein 
Verteidiger in bekannter Manier, den 
Mord und seine Umstände zu sozialpäda- 
gogisieren und damit zu entpolitisieren. 
Mit unaufhörlichen Selbstmitleidsphrasen, 
die für die Angehörigen von Marwa E. 
schwer zu ertragen waren, störte er mehr- 
fach die Aufarbeitung der Geschehnisse. 
Im weiteren Verlaufe des Prozesses ver- 
suchte er, den Mord mit „Wahnvorstellun- 
gen“ und anderen „psychischen Erkran- 
kungen“ zu rechtfertigen. 

In ihrer Urteilsverkündung verurteilte 
das Dresdener Gericht Alexander W. am 
11.11.2009 wegen Mordes zu lebenslan- 
ger Haft. Die Richterin Birgit Wiegand sah 
die Mordmerkmale der Heimtücke und 
der niederen Beweggründe als erfüllt an. 
Das Tatmotiv sei Hass auf AusländerInnen 
gewesen, insbesondere auf Muslime. Zu- 
dem stellte die Schwurgerichtskammer die 
besondere Schwere der Schuld fest, so 
dass eine Entlassung nach 15 Jahren un- 
möglich gemacht wurde. — 
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Die Integrationsbeauftragte der Bundes- 
regierung, Maria Böhmer, bezeichnete das 
Urteil als ein „wichtiges Signal für die 
Menschen in Ägypten und anderen Teilen 
der arabischen Welt“.3 Anschließend äu- 
Berte sie:* „Die Botschaft lautet: für Frem- 
denfeindlichkeit und Islamphobie ist kein 
Platz in unserem Land.“ Der Vorsitzende 
des Zentralrates der Muslime in Deutsch- 
land, Ayyup Axel Köhler, zeigte sich er- 
leichtert und „sei stolz auf die unabhängi- 
ge Justiz in Deutschland.“ Der Bundesvor- 
sitzende der Türkischen Gemeinde in 
Deutschland, Kenan Kolat, begrüßte, dass 
das Gericht die besondere Schwere der 
Schuld des Mörders anerkannt hatte. Er 
habe allerdings bei der Urteilsverkündung 
einen Vertreter der Bundesregierung ver- 
misst, vor allem auch weil die Reaktionen 
in Deutschland unmittelbar nach der ras- 
sistischen Tat sehr zögerlich waren.> Der 
Sprecher des ägyptischen Außenministeri- 
ums, Hossam Zaki, hat das Dresdner Ur- 
teil gegen den Mörder der Ägypterin Mar- 
wa EI-Sherbini begrüßt: „Die Verhän- 
gung der höchsten nach deutschem Recht 
möglichen Strafe dient der Gerechtigkeit 
und sollte abschreckend auf diejenigen 
wirken, die aus Hass und Böswilligkeit 
handeln“. Das Nachrichtenmagazin „Der 
Spiegel“ sah eine „Sternstunde des deut- 
schen Rechtsstaates“ und erklärte: „Das 
umfangreich begründete Ergebnis und vor 
allem die mit großer Souveränität geführte 
Hauptverhandlung sind der beste Beweis 
dafür, dass in einem Rechtsstaat vor Ge- 
richt ohne Ansehen der Person geurteilt 
wird.“ 


Bewertung 


Das rigorose Urteil gegen Alexander W. 
bedeutet jedoch nur einen kleinen Zwi- 
schenschritt im Kampf gegen Rassismus 
und Islamophobie®. Das Thema Islam- 
feindlichkeit muss in der Öffentlichkeit 
endlich auf die Tagesordnung gesetzt 
werden. 

Besondere Bedeutung für die Haltung 
gegenüber Muslime haben Medienbilder, 
die die Meinungsbildung über den Islam 
bestimmen. Dabei wirkt sich negativ der 
geringe Einfluss, den Muslime selbst auf 
diesen Diskurs ausüben können, aus. In 
vielen Medien gilt die These von Samuel 
P. Huntington, dass die Konflikte des 21. 
Jahrhunderts durch kulturelle Differenzen 
entstehen, als anerkanntes Faktum.? Dies 
ist tief in das Gedächtnis der deutschen 
Bevölkerung eingedrungen. Laut einer im 
Jahr 2006 durchgeführten Meinungsum- 
frage des Instituts für Demoskopie Allens- 
bach vertraten 56% der Befragten die An- 
sicht, es herrsche „zurzeit ein Kampf der 
Kulturen“.!0 

Weiterhin wird auf die notwendige Un- 
terscheidung zwischen Islam und Islamis- 
mus verzichtet. Der Islam (arabisch Erge- 
bung in Gottes Willen) ist eine der großen 
Weltreligionen. Dagegen handelt es sich 
beim Islamismus um eine Vorstellung, die 
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auf den Gesellschaftswandel mit einer in- 
toleranten Ablehnung aller nichtislami- 
schen Ideologien in alle Lebensbereiche 
geantwortet hat. Es handelt sich weniger 
um eine religiöse Erneuerung als eine tota- 
litäre Ideologie, die die Religion in ihren 
Dienst stellt. 

Der Islamismus zeichnet sich durch fol- 
gende Merkmale aus:!! 

B Rückkehr zum Koran als unverfälschte 
Glaubensquelle; 

® Orientierung am Frühislam als die 
Einheit der Umma (islamische Gemein- 
schaft), in der die Scharia, das islamische 
Recht, alle Bereiche des menschlichen Le- 
bens regelt; 

» Betonung der Gleichheit aller Gläubi- 
gen und Einheit Gottes. 

Der Islam wird homogenisiert und die 
komplexen Entstehungsprozesse der ver- 
schiedenen religiösen Vorstellungen im Is- 
lam, die geprägt sind von diversen politi- 
schen Faktoren und individuell unter- 
schiedlich gelebten Alltagspraxen in den 
„Herkunfts“- und Einwanderungsländern. 
ignoriert. 

Umstrittene Wissenschaftler wie Efraim 
Karsh, Leiter des Programms für Mittel- 
meerstudien am King’s College der Uni- 
versität London, werden als Kronzeugen 
für den gewalttätigen und imperialen Is- 
lam ausgerufen. Karsh stellte in seinem 
Werk „Imperialismus im Namen Al- 
lahs“!2 fest, dass islamische Reiche sich 
in der Geschichte als Imperien schlechthin 
verstanden hätten. Der Islamismus sei 
nicht als „Bruch“ mit der Geschichte des 
Islams zu verstehen, sondern als Bestand- 
teil imperialen Denkens von Beginn an. In 
der historischen Vorstellung vieler Musli- 
me und Araber sei bin Laden kein Gerin- 
gerer als die neue Inkarnation Saladins. 
Der Krieg des Hauses des Islam um die 
Weltherrschaft sei ein traditionelles Be- 
streben, das auch für das 21. Jahrhundert 
gelte. 

Nicht nur von rechtspopulistischen 
Gruppierungen wird behauptet, dass der 
Islamkeine Religion im Sinne des Artikels 
4 des Grundgesetzes sei, da Gewalt zu sei- 
nen Grundlagen gehöre.13 

In diesem Sinne wird versucht, eine Un- 
vereinbarkeit zwischen dem Islam und 
dem Grundgesetz herzustellen. Die immer 
wiederkehrende These, die christlichen 
europäischen Gesellschaften müssen sich 
gegen einen immer als fundamentalistisch 
und monolithisch verstandenen Islam 
wehren, dient dazu, religiöse Konkurrenz- 
angst zu nationalisieren bzw. zu ethnisie- 
ren. 

Diesem verzerrten Bild des Islam muss 
durch Aufklärung und Diskussionen ent- 
schieden entgegengetreten werden. Dies 
darf natürlich nicht nur von Vertretern der 
Mehrheitsgesellschaft betrieben werden, 
sondern ausschließlich unter Einbezie- 
hung muslimischer Gruppen und Einzel- 
personen. Initiativen wie das Internetportal 
Qantara.de, wo die Bundeszentrale für po- 


litische Bildung, die Deutsche Welle, das 
Goethe-Institut und das Institut für Aus- 
landsbeziehungen ein Medium zum Dia- 
log mit der islamischen Welt schufen, der 
interreligiöse Arbeitskreis des Vereins In- 
terkultureller Rat in Deutschland oder un- 
zählige kleinere Aktivitäten können dabei 
als Beispiel dienen. 

Michael Lausberg I 
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Folgenreiche Realitätsverleugnung: 


Das neue Extremismusbekämpfungsprogramm der Bundesregierung 


Die neue Regierungskoalition hat vereinbart, dass die 
staatlich finanzierten Anti-Rechts-Programme künftig in 
ein „Extremismusbekämpfungsprogramm” umgewan- 
delt werden. Dies kritisieren zehn renommierte Rechtsextremis- 
mus-Experten und erläutern, warum diese Pläne problematisch 
sind. Wir dokumentieren die Erklärung. 


Seit den 1990er Jahren gab und gibt es bis heute von Seiten des 
Bundes zahlreiche Programme zur Bekämpfung des bzw. Ausei- 
nandersetzung mit dem Rechtsextremismus. Das erste Programm 
war das „Aktionsprogramm gegen Gewalt und Aggression“ 
(AgAG;) für die östlichen Bundesländer in den Jahren 1992 bis 
1996. Dann folgten von 2001 bis 2006 unter dem Dach des Bun- 
desprogramms „Jugend für Toleranz und Demokratie — gegen 
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“ 
die drei Teilprogramme „Entimon“, „Civitas“ und „Xenos“; un- 
ter der großen Koalition waren es seit 2007 und sind es bis heute 
die noch laufenden beiden Bundesprogramme „Vielfalt tut gut“ 
und „kompetent. für Demokratie“. Die Programme sind mit ihren 
vielfältigen Projekten, Initiativen und Praxiserfahrungen gut do- 
kumentiert und ausgewertet; sie wurden wissenschaftlich beglei- 
tet und es liegen zahlreiche Berichte und Ergebnisse vor. Auch 
wenn sie in ihrer Anlage, Reichweite und ihren Wirkungen kon- 
trovers diskutiert wurden, so war und ist ein zentrales Ergebnis 
aller Programme: Sie haben eine bunte und gehaltvolle Praxis im 
Bereich der außerschulischen Jugendarbeit und Bildung, der Be- 
ratung, von Ausstiegshilfen, der Netzwerk- und Infrastrukturent- 
wicklung, der Entwicklung von Aktions- und Handlungsplänen, 
der Unterstützung und Förderung demokratischer Jugendstruktu- 
ren sowie Hilfen für Opfer initiiert. Ermöglicht wurde die Ent- 
wicklung und Realisierung einer pädagogischen Praxis, die sich 
in vielfältiger Weise gegen fremdenfeindliche, rassistische und 
antidemokratische Tendenzen unter Jugendlichen richtet — dies 
trotz der erheblichen Schwierigkeiten, die aus der zeitlichen Be- 
fristung der Programme und den Förderrichtlinien resultieren. 

Bei allen politischen und wissenschaftlichen Kontroversen 
über die Anlagen, Strukturen und Förderpraxis der verschiedenen 
Programme war es weitgehend Konsens, dass diese sich zentral 
gegen Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Antisemitismus und 
Rechtsextremismus wenden sollen. Denn die Herausforderung, 
die seit Anfang der 1990er Jahre unübersehbar wurde, lag in der 
wachsenden Resonanz rechtsextremer und rechtspopulistischer 
Tendenzen unter Jugendlichen, einschließlich der Entstehung 
neuer Organisationsformen, wachsender Militanz und Gewaltbe- 
reitschaft. Es gehörte weitgehend zum politisch-gesellschaftli- 
chen Konsens seit Beginn der neunziger Jahre, solche Entwick- 
lungen zu bekämpfen, die Ausbreitung von Rechtsextremismus 
zu verhindern und Demokratie zu stärken. 

Nach der Koalitionsvereinbarung der neuen Bundesregierung 
sollen sich die Programme künftig nicht mehr nur mit Fremden- 
feindlichkeit, Rassismus und Rechtsextremismus auseinanderset- 
zen, sondern in ein „Extremismusbekämpfungsprogramm“ um- 
gewandelt werden; sie sollen sich gleichermaßen gegen linken 
und rechten Extremismus sowie gegen Islamismus richten. Das 
soll auch für die Arbeit des „Bündnisses für Demokratie und To- 
leranz“, die bisherigen Aussteigerprogramme und den Fond für 
Opfer rechtsextremer Gewalt gelten. 

In der Koalitionsvereinbarung heißt es u. a.: „Die Entwicklung 
und Stärkung von Toleranz und Demokratie ist ein zentrales Ziel 
der Kinder- und Jugendpolitik. Durch ein umfassendes Unterstüt- 
zungsprogramm, das stets evaluiert wird, wollen wir Kinder und 
Jugendliche und alle anderen Akteure vor Ort in ihrem Engage- 
ment für Vielfalt, Toleranz und Demokratie, Menschenwürde und 
Gewaltfreiheit gegen Rechts- und Linksextremismus, Fremden- 
feindlichkeit und Antisemitismus motivieren und unterstützen“. 


Weiter heißt es: „Gewalttätige und extremistische Formen der po- 
litischen Auseinandersetzung nehmen wir nicht hin. Extremis- 
men jeder Art, seien es Links- oder Rechtsextremismus, Antise- 
mitismus oder Islamismus, treten wir entschlossen entgegen. ... 
Die Ursachen von Extremismus wollen wir mit einem langfristi- 
gen Engagement und einer nachhaltigen Prävention bekämpfen. 
Aussteigerprogramme gegen Extremismus werden wir weiterent- 
wickeln, ihre Finanzierung sicherstellen und dabei Schwerpunkte 
in gefährdeten Regionen setzen. Die Aufgabenfelder des Fonds 
für Opfer rechtsextremistischer Gewalt sowie des Bündnisses für 
Demokratie und Toleranz sollen auf jede Form extremistischer 
Gewalt ausgeweitet werden.“ Und weiter geht es um „Die Fort- 
führung der vom Bund geförderten Programme gegen Rechtsex- 
tremismus als „Extremismusbekämpfungsprogramme“ unter Be- 
rücksichtigung der Bekämpfung linksextremistischer und isla- 
mistischer Bestrebungen sowie die Erstellung eines Jahresbe- 
richts der Bundesregierung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur.“ 

Dies ist aus vielerlei Gründen problematisch und zu kritisieren. 

1. Eine Reduzierung der Förderung von Projekten und Pro- 
grammen gegen Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Rechtsex- 
tremismus in Folge einer Aufteilung der Mittel ist nicht akzepta- 
bel. Die durch die wissenschaftliche Forschung, die Arbeit von 
zahlreichen Projektträgern und journalistische Recherchen doku- 
mentierten Entwicklungen weisen vielmehr darauf hin, dass die 
diesbezüglichen Anstrengungen fortgesetzt und ausgeweitet wer- 
den müssen. 

2. Mit den von der Koalition vereinbarten „Extremismusbe- 
kämpfungsprogrammen“ wird eine neue „Gefahrendiagnose“ an- 
geboten und implizit unterstellt, dass alle drei Extremismen aktu- 
ell von gleichem Ausmaß, gleicher Bedeutung und Brisanz wä- 
ren. Die Realität der Republik zeigt jedoch keine empirisch nach- 
weisbaren Strömungen in der jungen Generation, die eine solche 
Veränderung der bisherigen Programme begründen könnten. 

So ist in der jungen Generation z. B. nicht erkennbar, dass sich 
ein gewaltförmiger Linksextremismus ausbreitet und etabliert, 
der demokratische und menschenrechtliche Grundsätze ablehnt. 
Vorliegende Studien weisen nach, dass antidemokratische Ten- 
denzen nur unter einer kleinen Minderheit muslimischer Jugend- 
licher verbreitet sind. Wie immer man Entwicklungen, Gefahren- 
und Gefährdungslagen einschätzen mag, es gibt keinen Grund an 
den beiden Programmen gegen Rechtsextremismus zu sparen 
oder Aktivitäten von Trägern und finanzielle Mittel in andere Ex- 
tremismusbereiche zu transferieren. 

Die Gründe für die Programme gegen Rechtsextremismus und 
für Demokratie waren und sind für die Situation in der Bundesre- 
publik seit Jahren u. a. mit sechs Entwicklungen verbunden: 

© Die extreme Rechte findet wiederholt wahlpolitisch Zu- 
spruch, sie ist in Landes- und kommunalen Parlamenten vertreten 
und sie wird überdurchschnittlich von (männlichen) Jung- und 
Erstwählern gewählt. In Ostdeutschland verfügt sie über mehr als 
300 Mandate in kommunalen Parlamenten; und die NPD hat in 
Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern eine Stammwähler- 
schaft. 

e Mit der Herausbildung von Kameradschaften/Autonomen 
Nationalisten, der rechten Cliquenszene und Jugendkultur zeigen 
sich die Verjüngung der Szene, neue Organisations- und Gesel- 
lungsformen vor allem unter (männlichen, aber auch weiblichen) 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen, ein neuer „rechter All- 
tag“ in vielen Kommunen und Regionen der Republik. 

© Empirische Studien haben wiederholt das Ausmaß von frem- 
denfeindlichen, rassistischen und antisemitischen Orientierungen 
in der jungen (und älteren) Generation nachgewiesen. Dieses 
Einstellungspotential reicht von geschlossenen rechtsextremen 
Weltbildern bei einem kleineren Teil der jungen Generation bis 
hin zu Zustimmungen zu einzelnen fremdenfeindlichen, rassisti- 
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schen oder antisemitischen Items bis zu 40 Prozent. 

e Die neuen Medien (und hier vor allem das Internet) sind für 
die extreme Rechte zu einem bedeutsamen Informations-, Kom- 
munikations- und Werbeinstrument geworden. Damit kommuni- 
ziert sie intern, sie erreicht aber auch viele Jugendliche und 
macht diese mit ihren Ideologemen und Themen vertraut. 

e Mit ihrer nationalen und vor allem regionalen Vernetzung 
sowie Infrastrukturbildung entwickelt, koordiniert und stabilisiert 
die extreme Rechte — bei aller internen Konkurrenz - ihre Prä- 
senz, ihre Aktivitäten und „‚Normalisierung“. Netzwerkstrukturen 
haben vor allem zur lokalen und regionalen Bedeutung der extre- 
men Rechten in (ländlichen) Teilen der Republik beigetragen. 

e Die Berichte und Daten der Behörden, aus der Wissenschaft, 
von Trägern der Jugendarbeit und von Medien zeigen wiederholt, 
mit welchen Ausmaßen von Gewalt und Radikalisierung wir es 
in der rechtsextremen Szene zu tun haben, dass rechtsextrem, 
fremdenfeindlich und antisemitisch motivierte Straf- und Gewalt- 
taten seit Jahren ein hohes Niveau haben. Seit 1993 sind über 140 
Menschen durch Gewalt von rechts ums Leben gekommen. 

Diese Hinweise zeigen seit den 1990er Jahren eine politisch- 
kulturelle Entwicklung und Mentalitätsbestände in der Bundesre- 
publik, die menschen- und gruppenfeindlich sowie Demokratie 
gefährdend sind. Solche Entwicklungen und Daten waren und 
sind jenseits von Verharmlosung und Alarmismus die „guten“ 
und empirisch fundierten Gründe für die bisherigen Programme. 

3. In der bundesdeutschen Geschichte gibt es eine politische 
Denktradition des „Kalten Krieges“, mit der Rechts- und Links- 
extremismus gleichgesetzt wird. Demgegenüber haben histori- 
sche und ideengeschichtliche Analysen und Differenzierungsan- 
gebote immer wieder darauf hingewiesen, dass es - bei durchaus 
ähnlichen Phänomenen (Gewalt von rechts, Militanz von links) 
und Kritiken (an der parlamentarischen Demokratie) — viel- 
schichtige Trennlinien und Unterschiede gibt, die es — jenseits 
von politischer Kampfrhetorik — zu beachten gilt. Die Extremis- 
men dürfen weder „in einen Topf geworfen werden“ noch zur In- 
strumentalisierung und Verharmlosung beitragen; sie dürfen nicht 
aufgerechnet, missbraucht und gegeneinander ausgespielt wer- 
den. So ist z. B. die Auseinandersetzung mit dem aktuellen 
Rechtsextremismus in der Bundesrepublik (u. a. in der jungen 
Generation) eine Sache, die Aufarbeitung der DDR und des 
SED-Regimes eine andere Sache; und die Arbeit mit muslimi- 
schen Jugendlichen — die zum Islamismus neigen — wäre wieder 
eine ganz andere Sache. Die Abkehr der beiden Bundesprogram- 
me von ihrem Zentrum „Rechtsextremismus“ ist ein Zeichen für 
die politische Ignoranz gegenüber einem handfesten Problem der 
Republik; sie ist weiter ein Zeichen für die Koordinatenverschie- 
bung in der Wahrnehmung und Deutung von gesellschaftlicher 
Realität. Es droht eine vordergründig politisch motivierte „Rück- 
kehr“ in die Denkschablonen des Kalten Krieges. 

4. Auch wenn zunächst noch unklar ist, was die neuen „Extre- 
mismusbekämpfungsprogramme“ praktisch bedeuten, werden 
sich die Mittel der bisherigen Bundesprogramme - bisher 24 
Millionen Euro für die beiden Bundesprogramme, ca. I Million 
Euro für das Bündnis für Demokratie und Toleranz und ca. 
300.000 Euro im Fond „Härteleistungen für Opfer rechtsextre- 
mistischer Übergriffe“ — neu verteilen und die Mittel für die Aus- 
einandersetzung mit Rechtsextremismus erheblich reduzieren 
(ggf. halbieren). Auch wenn die neuen Programme noch nicht 
ausformuliert sind, sollen wohl ähnliche Instrumente (Beratung, 
Bildung, Projekte etc.) auf Linksextremismus und Islamismus 
angewandt werden, obwohl zu diesen keine erprobten Präventi- 
ons- und Interventionskonzepte vorliegen. Die Folge wird sein, 
dass damit bisherige, über einen langen Zeitraum entwickelte 
Strukturen und Projekte, Ansätze und Initiativen aufgelöst und 
reduziert werden, Anlaufstellen ihre Arbeit beenden müssen, Hil- 
fen eingestellt werden und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ver- 
lieren ihre Arbeit. 

Dazu gehören vielfältige Aktivitäten wie: Ausstiege aus der 
rechtsextremen Szene ermöglichen; zivilgesellschaftliche Ansät- 
ze der Auseinandersetzung initiieren und stabilisieren; mit Auf- 
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klärung, Bildung und Beratung sensibilisieren und helfen; Öf- 
fentlichkeit herstellen und runde Tische begleiten und beraten; 
Anlaufstellen für professionelle Hilfen, Beratung und Informa- 
tionen; mit Bildungsarbeit vor allem Träger der Jugendarbeit 
qualifizieren; die Arbeit dokumentieren und mit Hinweisen, 
Tipps und best practice-Beispielen Mut machen; beizutragen, 
dass das Thema in der Diskussion bleibt. 

Wenn die Förderung wegbricht bzw. reduziert wird, dann sind 
viele dieser Aktivitäten gefährdet und/oder müssen voraussicht- 
lich aufgelöst werden und es ist fraglich, ob Länder und Kom- 
munen bei anhaltend schwieriger Haushaltslage in der Lage sein 
werden, in Eigenregie oder teilweise die vorhandenen Projekte 
zu finanzieren. Dabei ist gleichzeitig zu befürchten, dass es auch 
Kommunen und Regionen geben wird, denen in der Auseinan- 
dersetzung mit der extremen Rechten ein wichtiger Akteur ver- 
loren geht. Bei „dünner“ Demokratie bewusster Basis in Kom- 
munen und bei fehlender engagierter zivilgesellschaftlicher Kul- 
tur ist dies ein entmutigendes bundespolitisches Signal für die 
Akteure; das kann als Hinweis für lokale Politik gelesen wer- 
den, dass solche Programme, Projekte und Initiativen wohl nicht 
so wichtig sind. Mit dem Rückzug von Förderungspolitik des 
Bundes sind immer auch Signale an die „unteren Ebenen“ ver- 
bunden, ob und wie ernst und bedeutsam Probleme und Ent- 
wicklungen wahrgenommen und kommuniziert werden. 

5. Ohne politische Vorklärungen und Gespräche, ohne Verge- 
wisserung empirischer Befunde ist ein „Bekämpfungspro- 
gramm“ beschlossen worden, das vor allem parteipolitischen In- 
teressen und spezifischen Weltsichten folgt, aber wenig mit der 
bzw. den empirischen Jugendreali-tät(en) zu tun hat. So darf 
man auf die weitere Ausformulierung und Konkretisierung des 
neuen Programms gespannt sein; man darf gespannt sein, wie 
die Vorgaben/ Richtlinien aussehen und welche Träger aus wel- 
chem politischen Spektrum hier Anträge stellen; wie Zielgrup- 
pen und Probleme definiert werden und welche Zugänge zum 
„Feld“ angeboten werden. So ist mit Blick auf die junge Genera- 
tion — um auf ein Beispiel hinzuweisen — fraglich, ob und wo es 
im Osten der Republik denn Projekte gegen Islamismus geben 
könnte und wer die Träger sein sollten. Zu befürchten ist, dass 
nun jene Gruppen, die sich entschieden gegen rechtsextreme 
Landnahmen wenden und oft mit dem Etikett „Antifa“ belegt 
werden, selbst zum Objekt von Extremismusprogrammen ge- 
macht werden. 

6. Ein Blick auf die Folgen der verabschiedeten und beabsich- 
tigten Programmveränderungen muss auch der rechtsextremen 
Szene gelten. Dabei kann die Neuorientierung der Programme 
auch als ein ungewolltes bzw. fahrlässiges Signal an die extreme 
Rechte gelesen werden, dass sie wohl doch keine so große Ge- 
fahr für die Demokratie und Beeinflussung der jungen Generati- 
on sei. Man kann davon ausgehen, dass sie solche Veränderun- 
gen geradezu als Mut machende Geste begrüßt. Mit der Ausdün- 
nung und wohl auch Auflösung von lokalen Projekten und Ini- 
tiativen wird sie ihre „‚Arbeit“ in Zukunft „erleichtert“ und „un- 
behelligter“ fortsetzen können. Verharmlosung und Relativie- 
rung des Rechtsextremismus haben lange Zeit dominiert und 
sind immer noch bekannte politisch-gesellschaftliche Muster 
des Umgangs, die in den letzten Jahren aber von einer breiteren 
Ernsthaftigkeit und Auseinandersetzungsbereitschaft vor allem 
in Kommunen und von zivilgesellschaftlichen Gruppen — unter- 
stützt durch öffentliche Programme — abgelöst worden sind. Nun 
ist ein „Rückfall“ in Zeiten zu befürchten, die vorüber schienen. 
Es droht das Ende der staatlichen Ermutigung und finanziellen 
Unterstützung, sich mit der extremen Rechten öffentlich und of- 
fensiv auseinander zu setzen. 


Unterzeichnende: 

Prof. Dr. Benno Hafeneger (Marburg), Prof. Dr. Albert Scherr (Frei- 
burg), Dr. Reiner Becker (Marburg), Dr. Renate Bitzan (Frankfurt/M.), 
Prof. Dr. Christoph Butterwegge (Köln), Prof. Dr. Franz Hamburger 
(Mainz), Prof. Dr. Rudolf Leiprecht (Oldenburg), Prof. Dr. Roland Roth 
(Magdeburg), Prof. Dr. Wilfried Schubarth (Potsdam), Dr. Fabian Vir- 
chow (Köln/ Marburg) 


Grundsteinlegung der Moschee 


aa 


KörLn. Am 7. November 09 ist der 
Grundstein der Moschee in Köln- 
Ehrenfeld gelegt worden. Da zu 
erwarten war, dass ProKöln eine De- 
monstration veranstaltet, hat das „Bünd- 
nis gegen Rechtsextremismus Ehrenfeld“ 
zu einer Gegendemonstration aufgerufen. 
Der 7.11.09 war ein nasskalter, regneri- 
scher Novembertag, was sicher dazu bei- 
getragen hat, das der Aufruf des Bündnis- 
ses, auf wenig Resonanz gestoßen ist. Die 
Anzahl der Demonstranten von ProKöln 
war leider diesmal deutlich zahlreicher, 
als die der Gegendemonstranten. Ca. | 
Stunde wurde gegen die Veranstaltung 
von ProKöln angerufen, gepfiffen und 
mit Pfeifen getrillert. Die Polizei, vertre- 
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MANNHEIM. Im überfüllten Gro- 
ßen Saal der Abendakademie U 1 
führte der AK Justiz Mannheim 
zusammen mit der Abendakademie eine 
Veranstaltung in Erinnerung an die 
Reichspogromnacht vom 9. November 
1938 durch. Thema waren diesmal die 
ersten Forschungsergebnisse eines For- 
schungsprojekts an der Uni Mannheim: 
„Arisierung und Wiedergutmachung in 
Mannheim 1933 — 1969“. 

In einem Einführungsbeitrag wies Hei- 
ner Ritter vom AK Justiz darauf hin, dass 
die Bereicherungsmöglichkeit an „nich- 
tarischem“ Eigentum von breiten Bevöl- 
kerungsschichten wahrgenommen wurde 
— nicht nur von Industriellen, Bank- und 
Handelskapitalisten, sondern auch von 
Angehörigen des Mittelstandes bis hin zu 
kleinen Angestellten und Arbeitern. Vo- 
raussetzung war erst die Vertreibung jüdi- 
scher Menschen durch zunehmende Schi- 
kanen und Einschränkung ihrer wirt- 
schaftlichen Existenzmöglichkeiten, die 
zu „freiwilligen“ Verkäufen ihres Hab 
und Gutes, vor allem aber ihrer Geschäfte 
und Unternehmen führte. Im Endstadium 
war es dann die systematische Deportati- 
on der verbliebenen jüdischen Menschen 
aus Mannheim und Baden nach Gurs. An 
zwei Beispielen wurde die „Arisierung“ 


ten mit einem großen Aufgebot, hatte den 
beiden Gruppierungen weit auseinander 
hinter Sperrgittern, ihren Platz zugewie- 
sen. Ein wenig für Stimmung hat gesorgt 
einen großen Eisenring, am Rand verse- 
hen mit den Symbolen der Glaubensge- 
meinschaften, mit Sand zu befüllen. 

In einem großen Zelt waren mehrere 
Hundert Besucher zusammengekommen 
um der Grundsteinlegung beizuwohnen. 
Darunter hohe Ehrengäste aus Politik, 
Kultur und Kirche. Unter anderen sprach 
auch der Präsident für Religiöse Angele- 
genheiten der Republik Türkei, Prof. Dr. 
Ali Bardakoglu. Er betonte, dass die Mo- 
schee nicht nur dem Glauben, sondern 
auch der Begegnung dienen soll. Außer- 

;g dem hat er versprochen, 
dass in Tarsus die Gedenk- 
stätte des Apostel Paulus 
für die Christen zugäng- 
lich gemacht wird. Lang 
andauernden Beifall mit 
Standing Ovations gab es 
für den ehemaligen. Ober- 
bürgermeister Fritz 
Schramma und den Be- 
zirksbürgermeister von 
Ehrenfeld, Josef Wirges, 
die sich in der Auseinan- 
dersetzung um den Bau 
der Moschee besonders 

engagiert haben. 
Michael Giese I 


Erinnerungsveranstaltung an 
Reichspogromnacht 


Das Mannheimer System: Ausplünderung und Überwachung der jüdischen 


Bevölkerung 1933-1938” 


von Geschäften dargestellt: Einer Metz- 
gerei in der Langeröttestraße und der Fir- 
ma Samt und Seide, die von dem späteren 
Mannheimer Nachkriegs-Ehrenbürger 
und Mäzen Heinrich Vetter (Kaufhaus 
Geschwister Vetter / Vetter-Stiftung) ver- 
einnahmt wurde. 


Verwaltung in „Hochform” 


Eine wesentliche Rolle bei der Heraus- 
drängung der „Nicht-Arier“ aus dem 
Wirtschaftsleben spielte sofort ab Früh- 
jahr 1933 das Mannheimer Finanzamt: 
Es kontrollierte systematisch die wirt- 
schaftlichen Aktivitäten der jüdischen 
Bevölkerung auf Einhaltung der Schika- 
negesetze und -verordnungen, und es ver- 
anlasste Sanktionen bei Verstößen. Dazu 
errichtete man ein ausgeklügeltes Sys- 
tems von Datenaustausch und Bespitze- 
lung durch andere Behörden und Institu- 
tionen. Das System, welches auf Mann- 
heimer Eigeninitiative aufgebaut wurde, 


war so effizient, dass erstens aus Mann- 
heim jüdische Menschen frühzeitig weit 
über Reichsdurchschnitt emigrierten und 
zweitens die Reichsregierung das Mann- 
heimer System zum Modell ausrief. Rene 
Skusa vom Uni-Forschungsprojekt zeich- 
nete den Aufbau und das Funktionieren 
des „Mannheimer Systems“ anhand neu 
entdeckter Quellen minutiös nach. 
Erneut zeigte sich ein wesentlicher 
Charakterzug des faschistischen Staates: 
Die Konstruktion einer rassistischen un- 
rechtlichen „Rechtlichkeit“ und deren 
akribische und bürokratisch „tadellose“ 
Anwendung. In deren Funktionieren wa- 
ren zahllose Menschen involviert, und 
eine noch größere Menge „ganz norma- 
ler“ Menschen profitierte von ihr. Der Fa- 
schismus als terroristisches Herrschafts- 
system mit Massenbasis. Nicht die vorge- 
haltene Waffe eines Befehlshabers zwang 
die Beteiligten im Finanzamt, faschis- 
tisch zu funktionieren, sondern eigener 
a 
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Antrieb war hier im Spiel, offensichtliche 
Begeisterung an der Idee der Ausschal- 
tung eines Teils der Gesellschaft, um sich 
an diesem zu bedienen. 


Das große Schweigen 


Nach dem Krieg legte sich speziell auf 
die Tatbestände im Zusammenhang mit 
der „Arisierung“ ein ganz besonders 
„bleiernes Schweigen“. Es dauerte 70 
Jahre, bis nun allmählich diese Verhält- 
nisse ans Tageslicht befördert werden 
und zu oft peinlichen Erkenntnissen füh- 
ren. Beispielsweise die immer geleugne- 
ten, aber mittlerweile aus jederzeit öffent- 
lich zugänglichen Quellen bewiesenen 
Verwicklungen des hochgeachteten Eh- 
renbürgers Heinrich Vetter in Arisie- 
rungsgeschäfte. Es komme nicht darauf 


AACHEN. Mit einer Mahnwache 
wurde am Montagabend der Opfer 
der Pogromnacht vor 71 Jahren ge- 
dacht. Rund 200 Menschen hatten sich 
trotz Nieselregen vor der Synagoge ver- 
sammelt. In einem Redebeitrag wies Kurt 
Heiler von der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes - Bund der Antifaschisten 
(VVN-BdA) darauf hin, dass das Geden- 
ken im Schatten der Feiern zum zwanzigs- 
ten Jahrestages des Mauerfalls stehe. Da- 
bei müsse jedoch auch daran erinnert wer- 
den, dass seit dem Fall der Mauer in 
Deutschland über 130 Menschen durch 
neonazistische Täter ermordet worden sei- 
en. Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus reichten heute bis hinein in 
die Mitte der Gesellschaft. (siehe Kasten). 

Eine Sprecherin des Arbeitskreises 
„Kein Vergessen“ sprach zum Prozess ge- 
gen den ehemaligen SS-Mann Boere, der 
zurzeit in Aachen stattfindet. Trotz Ermitt- 
lungen und Urteilen gegen diesen in den 
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an, so Heiner Ritter, die Leistungen und 
das bedeutsame Mäzenatentum von 
Heinrich Vetter in Abrede zu stellen oder 
zu skandalisieren. Aber es komme darauf 
an, mit den Tatsachen offen und reflek- 
tiert umzugehen. 


Bedrängende Fragen 


Die Erkenntnis, dass in Mannheim bei 
der Arisierung und der Verdrängung der 
jüdischen Bevölkerung aus dem Stand 
heraus nach der Machtübertragung über- 
durchschnittlicher Aktivismus zu ver- 
zeichnen war, steht im Widerspruch zu 
dem gerne gepflegten Bild der dem Fa- 
schismus gegenüber besonders resisten- 
ten Stadt. Die Frage drängt sich auf, ob 
die Widerständigkeit der Arbeiterbevöl- 
kerung, auch der politischen Arbeiterbe- 


wegung in Abwehr des Antisemitismus 
gewisse Schwachstellen hatte. Trat die 
sich zu Recht an „der Klassenfrage“ ori- 
entierende Bewegung dem von den Fa- 
schisten bewusst quer dazu gestellten 
„Rassen“-Begriff nicht umfassend genug 
entgegen, indem sie sich z.B. auf die Kri- 
tik beschränkte, der „Rassen“-Begriff 
„lenke ab“ von der Klassenspaltung? 
Oder anders ausgedrückt: Gab es zu tiefe 
Ressentiments gegen die Figur des „jüdi- 
schen Kapitalisten“ um auch für dessen 
Bürger- und Persönlichkeitsrechte einzu- 
treten? Welche Rolle spielte in der Wei- 
marer Republik der Diskurs über allge- 
meine Menschenrechte? — Der Blick auf 
das Mannheimer Finanzamt 1933 wirft 
wichtige Fragen auf. tht 


Gedenken an Pagramnacht in Aachen 


Niederlanden habe der 
deutsche Staat ihn erst 
nach rund 60 Jahren vor 
Gericht gestellt. Nun 
aber, so die Sprecherin, 
versuche dessen Verteidi- % 
gung den 88-Jährigen, 
der all die Jahre unbehel- 
ligt in Deutschland leben 
konnte, als Opfer der Jus- 
tiz darzustellen. Das sei 
eine unglaubliche Um- 
kehrung von Täter und = 
Opfer. g 

Verlesen wurden im 
Rahmen der Mahnwache 1% 
auch bewegende Berichte 
über die Verschleppung 
von Juden in das KZ Buchenwald. Am 
Ende sprach Rabbiner Mordechai Bohrer 
das eindringliche jüdische Totengebet für 


die Opfer des Holocaust, in deutscher und 
in hebräischer Sprache. 
nach Presseberichten 


„Wir stehen der (italienischen) 
Lega Nord näher als dem (franzö- 
sischen) Front National“, tönt es 
von der Tribüne herunter — denn, so lautet 
die Begründung, der staatsfixierte Natio- 
nalismus sei überholt und das weiße Eu- 
ropa müsse zusammen stehen. Der Red- 
ner fügt sogar hinzu: „Der Nationalismus 
war eine Katastrophe für Europa“. Worte, 
die freilich nicht aus pazifistischen Moti- 
ven ausgesprochen werden, sondern aus 
dem Beweggrund fallen, dass der Krieg 
untereinander eine Katastrophe für die 
weiße Rasse gewesen sei. (Auf dem 
rechtsradikalen Blog ‚Doctrine nationalis- 
te’ wird der französische NS-nahe Ras- 
senideologe und Aktivist Pierre Vial des- 
wegen, dennoch, einige Tage später eine 
harsche Kritik an solch verräterischen 
Worten über die Nation formulieren.) 
Diese Worte verkündete Fabrice Ro- 
bert, Chef der französischen rechtsextre- 
men Aktivistenorganisation Bloc Identi- 
taire, am Wochenende des 17./18. Okto- 
ber dieses Jahres in Orange von der Red- 


9. November - Gelungene 
Gedenkfeier der DGB-Jugend 
in Dachau 


MÜncHENn. In der offiziellen Gedenkpo- 
litik ebenso wie in der medialen Bericht- 
erstattung zum 9. November schien ange- 
sichts des 20. Jahrestages von Scha- 
bowskis schlecht vorbereiteter Presse- 
konferenz ein Datum beinahe unterzuge- 
hen. Am 9. November 1938 wurde in der 
Reichspogromnacht endgültig die Ver- 
nichtungspolitik Nazideutschlands gegen 
die jüdische Bevölkerung eingeleitet. 
Nicht zuletzt wegen der auch vom Zen- 
tralrat der Juden kritisierten Tendenz, 
dass hinter dem Mauerfall das Erinnern 
an die Pogrome verblasst, war es beruhi- 
gend, dass die Gedenkfeier der DGB-Ju- 
gend in der KZ-Gedenkstätte Dachau ei- 
nen festen Platz im politischen Kalender 
Münchens hat. Das Gedenken begann mit 
einem Marsch der ca. 150 Teilnehmer 
vom Appellplatz zum Krematorium, wo 
von den Organisationen Kränze, von den 
Teilnehmern rote Nelken niedergelegt 
wurden. Neben Mario Patuzzi, DGB- 
Landesjugendsekretär sprach die Landes- 
vorsitzende des DGB Heide Langguth. 
Außerdem wurde ein Grußwort von Max 
Mannheimer verlesen. Musikalisch um- 
rahmt wurde die gelungene Veranstaltung 
vom Münchner Klezmer Trio. 
Lokalberichte München 23-09 1 


Der ‚Bloc identitaire’: 


Eine rechtsextreme Vereinigung in Frankreich und, seit kurzem, neue politische 
Partei. Überwiegend außerparlamentarisch, aktiver-militanter als der Front Na- 
tional und (im Auftreten) ideologisch „modernisiert”. Ehemals unverhüllt antise- 
mitisch, gibt man sich heute militant pro-israelisch. 


nertribüne. Dort löste er Richard Roudier 
ab, den Vorsitzenden des „Hilfskomitees 
für die europäischen Gefangenen“, das 
sich um die Betreuung von Häftlingen 
kümmert, die für rassistisch motivierte 
Straftaten einsitzen. 

Die Strömung der so genannten identi- 
tären Nationalisten (Les Identitaires) ver- 
sammelte ihre Anhänger auf einem euro- 
paweiten „Konvent“ in Orange — mit aus- 
drücklicher Rückendeckung aus dem Rat- 
haus. In der südfranzösischen Stadt mit 
300.000 Einwohnern regiert seit 1995 der 
rechtsextreme Bürgermeister Jacques 
Bompard. Er hatte schon im Gründungs- 
jahr 1972 dem Front National (FN) ange- 
hört, den er jedoch vor vier Jahren verließ, 
um zur nationalkonservativen Partei Mou- 
vement pour la France (MPF, „Bewegung 
für Frankreich“) des rechten Katholiken 
Philippe de Villiers überzutreten. 

Die „Identitären“, deren wichtigste Or- 
ganisation in Frankreich der Bloc Identi- 
taire ist (Nachfolgeorganisation der 2002 
verbotenen Gruppierung Unite Radicale) 
— der an jenem selben Wochenende seine 
Umwandlung von einem bisherigen blo- 
ßen Verein in eine eingetragene politische 
Partei ankündigte -, bilden eine aktivisti- 
sche Strömung im europäischen Neofa- 
schismus. An der Tagung in Orange nah- 
men laut Angaben der französischen Re- 
gionalpresse 620 Aktivisten und Sympa- 
thisanten aus dem In- und Ausland teil. 
Der Abgeordnete der Schweizerischen 
Volkspartei (SVP) für den Kanton Jura, 
Dominique Baettig, der aus der Schweiz 
ebenfalls angereist war, verließ die Veran- 
staltung jedoch vorzeitig. Er reiste vor ih- 
rem Abschluss ab, mit der Begründung, es 
habe dort „zu viele verbale Ausrutscher 
und Provokationen gegeben“. 


Erstmalig Antritt zu einer Wahl - zwie- 
lichtige Kontakte zu Konservativen 


Der Bloc identitaire, der künftig also den 
Status einer angemeldeten politischen 
Partei beansprucht, plant in Südostfrank- 
reich - in der Region PACA (Provence Al- 
pes-Cöte d’ Azur) - nun auch zu den kom- 
menden französischen Regionalparla- 
mentswahlen anzutreten. Diese finden in 
allen 22 französischen Regionen zugleich, 
in zwei Wahlgängen, am 14. und 21. März 
des Jahres 2010 statt. Voraussichtlich wird 
der „Block“ eigene Kandidaten auf der 
Liste einer ‚Ligue du Sud‘ präsentieren, 
die der Bürgermeister von Orange, 
Jacques Bompard, für diesen Anlass ge- 
gründet hat. Ihr Name beinhaltet eine of- 
fenkundige Anspielung an die rassistische 
Regionalpartei Lega Nord in Italien. 


Bislang allerdings konnte sie in den 
Vorwahlumfragen noch kaum „abheben“: 
Erste Umfragen über die Wahlabsichten 
der Einwohner in der Region PACA sehen 
die „Südliga“ bei einem Prozent, den 
Front National - dessen Liste dort vom al- 
ternden Chef Jean-Marie Le Pen persön- 
lich angeführt wird — hingegen im Augen- 
blick bei 12 Prozent. Sicherlich hängt dies 
auch damit zusammen, dass das neue 
Bündnis aus Anhängern Jacques Bom- 
pards und dem Bloc identitaire in der brei- 
ten Öffentlichkeit noch relativ unbekannt 
ist. Generell dürfte die eigentliche „Stär- 
ke“ der Identitaires aber auch nicht auf 
wahlpolitischem Gebiet liegen, wo die 
Gruppe bislang (von einzelnen Kandida- 
turen auf lokaler Ebene in Nizza abgese- 
hen) nicht präsent war. Sicherlich versu- 
chen die „identitären“ Nationalisten dies 
zu ändern; bislang ist aber noch fraglich, 
mit wie viel Erfolg. 

Kritiker innerhalb der extremen Rech- 
ten hingegen sind der Auffassung, im Hin- 
tergrund werde die neue Liste durch die 
konservative französische Regierungspar- 
tei UMP unterstützt und finanziert — 
hauptsächlich, um den FN zu schwächen 
und unter die (bei Regionalparlaments- 
wahlen geltende) Zehn-Prozent-Hürde zu 
drücken. Dies kann für einen Teil der neu- 
en Verbündeten tatsächlich nicht ausge- 
schlossen werden — zumal der regionale 
UMP-Spitzenpolitiker Renaud Muselier 
(Vizebürgermeister von Marseille) es am 
1. Oktober im Figaro als „göttliche Über- 
raschung“ bezeichnete, falls eine solche 
zweite rechtsextreme Liste neben dem FN 
antrete. Stehen doch die „Identitären“ mit 
ihrer im Hinblick auf internationale Fra- 
gen eher „pro-westlichen“ und „pro- 
abendländischen“ Ausrichtung dem eher 
antiamerikanisch und „gegen die Globali- 
sierung“ ausgerichteten Nationalismus ei- 
nes harten Kerns des übriggebliebenen 
FN eher feindlich gegenüber; und eher 
konservativen Kräften gleichzeitig näher. 
Lobt Jean-Marie Le Pen in jüngerer Zeit 
schon einmal das iranische Regime und 
hebt er dessen Kurs als „unabhängige Na- 
tion“ positiv hervor, so wettern die Identi- 
tären gegen solche Positionen als „Verrat 
an die islamischen Invasoren, die uns be- 
drohen“. Dem konservativen „Mainstre- 
am“ stehen die letztgenannten Positionen 
weitaus näher als die zuvor bezeichnete. 


„Pro-westliche” Rechtsextreme und 
die „Identitären” 


Im Übrigen haben die Identitaires inzwi- 
schen auch Anschluss von eher zwischen 
Konservativen und neofaschistischen 
— 
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Rechten stehenden Strömungen gefunden. 
So beispielsweise von der Redaktion der 
Website Rebelles.info. Diese steht der 
Nouvelle Droite Republicaine (NDR, 
„Neue Republikanische Rechte“) unter 
Jean-Frangois Touz& — der noch im No- 
vember 2007 gegen Le Pen um den Partei- 
vorsitz des FN kandidierte — an, die im 
Herbst 2008 überwiegend aus einer Ab- 
spaltung vom FN hervorging. Letztere tritt 
in außenpolitischen Fragen betont pro- 
amerikanisch und pro-israelisch auf, hält 
Kontakte zu Leitartiklern und Autoren in 
konservativen Zeitungen wie Eric Zem- 
mour und Ivan Rioufol vom Figaro sowie 
Alexandre del Valle (ehemals Vordenker 
der „Neuen Rechten“, seit kurzem Leiter 
der Rubrik Außenpolitik bei der Tageszei- 
tung ‚France Soir‘) oder Michiel Gurfin- 
kiel (Redakteur beim konservativ-reaktio- 
nären, wirtschafts- und armeenahen Wo- 
chenmagazin ‚Valeurs Actuelles‘, ein 
Freund der israelischen harten Rechten 
und der dortigen Siedlerbewegung). Arti- 
kel von allen Vorgenannten werden auf ih- 
rer Homepage ‚Rebelles.info‘, jeweils mit 
dem Vermerk „Mit Genehmigung des Ver- 
fassers“, publiziert. Und sie wirbt auf der 
Homepage Rebelles.info mit dem Em- 
blem der NATO für sich — ebenso wie die 
vor kurzem durch denselben Jean-Frangais 
Touz& ins Leben gerufene ‚Alliance pour 
les libert&s‘ (Bündnis für die Freiheit) auf 
ihrer gleichnamigen Webpage. 

Diese rechte Strömung bezeichnet ihre 
Orientierung selbst als ‚occidentaliste’ 
(ein Neologismus, der ungefähr „pro- 
abendländisch“ bedeutet). Die NDR hält 
aber auch das Andenken an die glorrei- 
chen Kämpfer der französischen Koloni- 
alarmeen hoch, feiert auf ihrer Homepage 
den chilenischen General Augusto Pino- 
chet als Vorbild — in einem Artikel, der 
unter der bezeichnenden Überschrift er- 
schien: „Die Demokratie ist ein Luxus, 
den wir uns nicht länger leisten können“ 
(gemeint: aufgrund der angeblich wach- 
senden Anzahl muslimischer Einwande- 
rer). Ferner lobte man, am selben Ort, die 
aktuellen Agitprop-Aktionen der Identitä- 
ren, etwa Anfang Oktober 09 gegen die 
Beleuchtung des Pariser Eiffelturms in 
den Farben der türkischen Nationalflagge 
(aus Anlass des „Türkeijahres“, das vor 
allem aus Ausstellungen in den Pariser 
Museen besteht) und gegen einen Beitritt 
der Türkei zur Europäischen Union. 

Die Redaktion der ihr nahe stehenden 
Homepage Rebelles.info nahm auch an 
der Tagung der Identitären in Orange teil. 
Diese wiederum verurteilten auf der Tri- 
büne „Antisemitismus und Antizionis- 
mus“ als überholte Ideologien der extre- 
men Rechten — der man nicht mehr zuge- 
hören wolle, da man selbst sich als „‚Popu- 
listen“ sehe —, was dem „okzidentali- 
schen“ Teil der Rechtsextremen im 
Höchstmaße entgegenkommt. In einem 
Beitrag, der am 4. November 09 auf der 
Webpage Rebelles.info publiziert wurde, 
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gibt ihr Autor Gabriel Bescond bekannt, 
dass er selbst dem Bloc identitaire beige- 
treten sei. Gleichzeitig fordert er, in dem- 
selben Beitrag, „bedingungslose Unter- 
stützung für Israel“. Diese, eher philose- 
mitisch grundierte, generelle Positionie- 
rung unterscheidet den „Block“ im Übri- 
gen von seiner Vorgängergruppierung, der 
2002 verbotenen Unite Radicale, die noch 
eher offen antisemitisch auftrat. (Über je- 
nen und über die damaligen unverhohlen 
antisemitischen Tendenzen, vgl. http:// 
Jungle-world.com/artikel/2002/31/23543. 
html oder, wesentlich ausführlicher: 
http://  www.antifaschistische-nachrich- 
ten.de/ 2002/16/1chirac.shtml sowie 
http://www.  antifaschistische-nachrich- 
ten.de/2002/17/ Ifrankreich.shtml. Über 
den ‚Bloc identitaire‘, seine anfängliche 
Phase und seine Entstehung infolge des 
Verbots von ‚Unit& Radicale‘ vgl. auch: 
http://www.  antifaschistische-nachrich- 
ten.de/2002/20/ lersatz.shtml ) 


Außerparlamentarischer Aktivisismus 


In Kontinuität zu Unite Radicale steht der 
„Block“ jedoch insofern, als er vorwie- 
gend im außerparlamentarischen Bereich 
durch mal tendenziell gewaltförmige, mal 
spektakuläre und Aufsehen erregende Ak- 
tionen tätig ist. Zu seinen jüngsten Erfol- 
gen zählt, neben den bereits erwähnten 
Störaktivitäten gegen die Beleuchtung des 
Eiffelturms in den Farben der Türkei — 
Aktivisten der „Identitären“ strahlten da- 
bei (am 06. Oktober) einen Palast auf dem 
gegenüberliegenden Seine-Ufer mit dem 
Schriftzug „Nein zur Türkei“ an —, auch 
der Auftritt gegen den französischen Kul- 
turminister Frederic Mitterrand anlässlich 
seines Besuchs in Bordeaux. Mitterrand, 
Neffe des früheren Staatschefs Frangois 
Mitterrand, war am 5. Oktober in einer 
Fernsehsendung von der FN-Vizechefin 
Marine Le Pen scharf angegriffen worden. 
Letztere warf dem Kulturminister, der ein 
bekennender Homosexueller ist, vor, auch 
Pädophilie betrieben zu haben und in 
Thailand sexuelle Dienstleistungen von 
„kleinen Jungen“ gekauft zu haben — wo- 
für es aber keinerlei Beweis gibt. Erwiesen 
ist lediglich, dass Mitterrand bisweilen 
auch käufliche sexuelle Beziehungen hat- 
te, seinen Angaben zufolge aber aus- 
schließlich mit erwachsenen Männer. Die 
extreme Rechte betrieb infolge des Skan- 
dal erregenden Fernsehauftritts von Mari- 
ne Le Pen eine wochenlange Hasskampa- 
gne, in welcher sie Homosexualität, Pädo- 
philie und Vergewaltigung — drei doch sehr 
unterschiedliche Phänomene — munter in 
einen Topf warf und miteinander gleich- 
setzte. Mitterrand wurde dabei zur Figur 
„des Perversen“ aufgebaut, der von bösar- 
tigen Trieben gesteuert sei und gleichzeitig 
die „Komplizenschaft der mondänen Kul- 
turelite mit Triebverbrechern“ personifi- 
ziere. Beim Besuch Frederic Mitterrands 
in Bordeaux am 10. Oktober organisierte 
der Bloc identitaire eine Demonstration 


gegen ihn, unter dem hetzerischen Motto: 
„Mitterrand, rühr’ unsere Kinder nicht 
an!“ Die gesamte Presse verschaffte den 
rechtsextremen Aktivisten daraufhin ein 
enormes Echo. 

Aus seiner Sicht erfolgreich war, weni- 
ge Wochen zuvor, auch eine Demonstrati- 
on des Bloc identitaires im südwestfranzö- 
sischen Billere — einem Vorort von Pau -, 
wo der örtliche sozialistische Bürgermeis- 
ter am 5. September ein Denkmal für die 
Abgeschobenen einweihte. Die „Mauer 
der Abgeschobenen“, ein auf einer kom- 
munalen Wand angebrachtes Kunstwerk, 
zeigt u.a. Bilder von Kindern abgeschobe- 
ner Familien, die früher in der Kommune 
gelebt hatten. Ein bis zwei Dutzend Akti- 
visten des „Blocks“, die zum Teil bis aus 
Bordeaux angereist waren, störten die Fei- 
erlichkeiten zur Einweihung, an der 200 
Personen teilnahmen, und zogen das Au- 
genmerk der Kameras auf sich. Die „Iden- 
titären“ selbst — die dabei lautstark eine 
„Abschiebung aller illegalen Ausländer“ 
forderten — behaupteten hinterher, örtliche 
Kommunalparlamentarier der konservati- 
ven UMP hätten ihnen „zu ihrer Aktion 
gratuliert“. 

Erheblichen Wirbel verursacht der Bloc 
identitaire im Augenblick ferner mit einer 
Kampagne gegen eine vorgebliche „positi- 
ve Diskriminierung“ (zugunsten von Frau- 
en und ethnischen Minderheiten), die in 
ihren Augen durch die Chefin des franzö- 
sischen Atomkonzerns AREVA praktiziert 
wird. Anne Lauvergeon, Vorstandsvorsit- 
zende der Nuklearfirma AREVA, hatte in 
einer Fernsehsendung am 22. Oktober et- 
was flapsig erklärt, um historisch überleb- 
te Privilegien zugunsten einer modernen 
Personalpolitik aufzubrechen, würden ihr 
Unternehmen und sein Management „bei 
gleicher Qualifikation bevorzugt jene ein- 
stellen, die etwas Anderes als weiß und 
männlich sind“. Der Bloc identitaire, aber 
auch andere Teile der extremen Rechten — 
etwa die christlichen Fundamentalisten 
der AGRIF von Bernard Antony (früher 
FN, jetzt parteilos), die seine Kampagne 
unterstützen — stimmten sogleich einen 
lautstarken Chor an. Die AGRIF ist die 
„Allgemeine Allianz gegen den Rassismus 
und für den Respekt der französischen 
Identität“, die - der wohlklingenden ersten 
Hälfte ihres Namens zum Trotz - überwie- 
gend ja ausschließlich gegen die Schimäre 
eines „antifranzösischen und anti-christli- 
chen Rassismus“ kämpft. 

Ihren Behauptungen und Darstellungen 
zufolge seien gerade die „männlichen 
Weißen“ systematischer Diskriminierung 
und Hürden auf dem Arbeitsmarkt ausge- 
setzt, weil viel zu viel für die bevorzugte 
Einstellung von (bislang benachteiligten) 
Minderheiten und von weiblichen Be- 
schäftigten getan werde. Mit Hilfe dieser 
Anti-Anti-Diskriminierungs-Kampagne 
hat der Bloc identitaire in der gesamten 
extremen Rechten hohe Aufmerksamkeit 
erregt. Bernhard Schmid, Paris I 


:ausländer- und asylpolitik 


Konturen einer geänderten 
Altfallregelung 


HANNOVER. Auf einer Podiumsdiskussi- 
on zum Thema „Integration durch Ar- 
beit?“ Perspektiven für bleibeberechtigte 
Flüchtlinge“ hat der CDU-Bundestagsab- 
geordnete Reinhard Grindel, Obmann der 
CDU/CSU im Innenausschuss, als Ergeb- 
nis der Koalitionsverhandlungen folgen- 
de Beschlusslage zur Problematik der 
sog. Altfälle präsentiert, die bereits mit 
den Innenministern der B-Länder, also 
der CDU-geführten Bundesländer, abge- 
sprochen sei und „mit großer Wahr- 
scheinlichkeit“ auch so umgesetzt werde: 

1) Die Innenministerkonferenz werde 
am 4./5. Dezember eine Verlängerung der 
erteilten Aufenthaltserlaubnisse auf Pro- 
be ($104a AufenthG) um ein Jahr be- 
schließen. Die Verlängerung werde aber 
nicht alle begünstigen, sondern nur dieje- 
nigen, die sich „um Arbeit bemüht ha- 
ben“. 

2) Familien mit Kindern sollen im Rah- 
men einer rollierenden Regelung begüns- 
tigt werden. In Anlehnung an $ 37 Auf- 
enthG (sog. „Wiederkehroption“) sollen 
die Kinder von Familien, die hier seit 
sechs oder acht Jahren leben und die 
Schule mit Erfolg besucht haben, eine 
Aufenthaltserlaubnis erhalten. Da es sich 
bei dieser ins Auge gefassten Regelung 
ausdrücklich nicht um eine Stichtagsre- 
gelung handeln soll, ist ein Hineinwach- 
sen möglich. Die Eltern sollen ein vom 
Aufenthaltsrecht der Kinder abgeleitetes 
Aufenthaltsrecht erhalten. 

Diese intern bereits abgestimmte Rege- 
lung sei maßgeblich auf die beiden CDU- 
Innenminister Uwe Schünemann und 
Volker Bouffier zurückzuführen, so Grin- 
del. Ausdrücklich betonte er, dass im 
Rahmen der unter Nr. 2 ins Auge gefass- 
ten Regelung bestimmte Ausschlussgrün- 
de wie etwa Identitätstäuschung, Nicht- 
mitwirkung bei der Passbeschaffung oder 
Untertauchen keine Rolle mehr spielen 
sollten. Bei Straftätern werde man aber 
nach wie vor ab einer gewissen Grenze 
eine Aufenthaltserlaubnis verweigern. 

Die Problematik, dass ein Aufenthalts- 
recht der Eltern mit der Volljährigkeit der 
Kinder möglicherweise wieder verloren 
gehe, sah Grindel als nicht gegeben an, 
da zum Einen die Regelung sich auf Ju- 
gendliche und junge Erwachsene vom 16. 
bis zum 21. Lebensjahr erstrecken solle 
(und damit auch für die Eltern dieser Kin- 
der), zum Anderen durch weitere, jüngere 
Kinder das abgeleitete Aufenthaltsrecht 
sich in vielen Fällen verlängere. 

Offenkundig ist also der Vorschlag von 
Uwe Schünemann vom 12.10. in dieser 


Frage, den wir auf unserer Homepage do- 
kumentiert und kritisiert haben, kein iso- 
lierter Vorstoß, sondern das vorwegge- 
nommene Ergebnis von Beratungen in- 
nerhalb der CDU-Fraktion. Er impliziert, 
dass das Aufenthaltsgesetz geändert und 
bis zum Abschluss des Gesetzgebungs- 
verfahrens der betroffene Personenkreis 
im Rahmen eines Abschiebungsstopps 
geschützt werden muss. Freilich ist letz- 
teres offenkundig noch nicht beschlossen 
worden. Es erscheint uns daher wichtig, 
frühzeitig auf diesen Vorschlag zu reagie- 
ren, mit dem erstmals — und das ist posi- 
tiv — eine rollierende Regelung beschlos- 
sen werden könnte, die aber auch eine 
Reihe von Mängeln 
aufweist. 

Zu diesen Mängeln, 
die auch auf der Ver- 
anstaltung angespro- 
chen wurden und jetzt 
dringend öffentlich 
diskutiert werden 
müssen, gehören u.a.: ; 

B Unklare Perspek- 
tiven hinsichtlich des 
aufenthaltsrechtlichen 
Schutzes während des 
laufenden Gesetzge- 
bungsverfahrens 

DB Keine Absiche- 
rung der Eltern, da 
das deutsche Aufent- 
haltsrecht mit der 
Volljährigkeit der Kinder eine unter- 
schiedliche aufenthaltsrechtliche Be- 
handlung von Eltern und Kindern ermög- 
licht, ja vorschreibt 

B Keine Sozialklausel (Eltern und Kin- 
der bleiben, Oma muss gehen? Kranke 
und Alte ohne Chance?) 

B Fortbestehen der Sippenhaft-Regelung 
(einer straffällig, alle ausgeschlossen?) 

D Absurde Ausschlussregelungen für 
Personen, die — z.B. aufgrund von (ge- 
scheiterter) Ehe mit einer/m Deutschen, 
kurzzeitigem Verlassen der Bundesrepu- 
blik, etwa um der perspektivlosen Eintö- 
nigkeit eines Duldungsaufenthalts durch 
Asylantragstellung im Nachbarland zu 
entfliehen — keinen ununterbrochenen ge- 
duldeten oder humanitären Aufenthalt 
nachweisen können 

D zu hohe Anforderungen an die Le- 
bensunterhaltssicherung für Personen, 
die aufgrund von Arbeitsverboten, recht- 
lichen Einschränkungen und fehlender 
Förderung Dequalifizierungsprozessen 
unterworfen waren. 

Flüchtlingsrat Niedersachsen I 


PRO ASYL kritisiert Blocka- 
dekurs beim Bleiberecht 


BERLIN. Im Vorfeld der Innenminister- 
konferenz Anfang Dezember versuchen 
die Hardliner unter den Landesinnenmi- 
nistern, Beton in Sachen Bleiberecht an- 
zumischen. So forderte der Bayerische In- 
nenminister Joachim Herrmann (CSU) 
diese Woche öffentlich, dass am Nach- 
weis der eigenständigen Lebensunter- 
haltssicherung festzuhalten sei. Wer dies 
nicht schafft, solle nicht „einfach unbe- 
grenzt weiter in Deutschland bleiben kön- 
nen“. 

Auch der Innenminister Niedersach- 
sens, Uwe Schünemann (CDU), versucht 
mit eigenen Vorstößen, Einfluss auf den 
weiteren Umgang mit der auslaufenden 
Altfallregelung zu nehmen. Für ihn 
kommt eine schlichte Verlängerung der 
ohnehin schon restriktiven Altfallregelung 
nicht in Betracht. Er fordert neben dem 
Nachweis bisheriger Bemühungen um ei- 
nen Job eine „berechtigte Aussicht“ auf 


Kundgebung gegen die europäische Asylpolitik am 4,11. in Frankturt/M 


Erwerbsarbeit. Wer kann angesichts der 
Wirtschaftskrise heute wissen, dass er im 
kommenden Jahr einen Job findet? Würde 
eine solche Regelung tatsächlich kom- 
men, könnte ein Großteil der 30.000 Be- 
troffenen wieder in die Duldung zurück- 
gestuft werden. 

PRO ASYL kritisiert den Blockadekurs 
der beiden Innenminister beim Bleibe- 
recht. „Jetzt müssen diejenigen Politiker, 
die sich vor der Bundestagswahl für eine 
Neufassung der Altfallregelung ausge- 
sprochen haben, Flagge zeigen,“ fordert 
Marei Pelzer, Referentin von PRO ASYL. 

PRO ASYL hält eine umfassende Kor- 
rektur der Altfallregelung für notwendig. 
Die bloße Verlängerung der Altfallrege- 
lung kann allenfalls als erster, unabding- 
barer Schritt angesehen werden, dem wei- 
tere folgen müssen. Es muss eine neue 
Bleiberechtsregelung beschlossen wer- 
den, die statt eines Einreisestichtags eine 
Mindestaufenthaltszeit vorsieht und auf 
restriktive Ausschlussgründe verzichtet. 

Presseerklärung Pro Asyl 
11. November 2009 3 
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Pläne der künftigen 
Berliner Koalition sind 
unbefriedigend 


BERLIN. Der Staatssekretär im Innenmi- 
nisterium, Rüdiger Erben (SPD), hat sich 
für eine dauerhaft tragfähige Anschlussre- 
gelung zu der am Jahresende auslaufen- 
den Bleiberechtsregelung für die soge- 
nannten „Altfälle“ unter den Flüchtlingen 
ausgesprochen. „Auch unter den heutigen 
wirtschaftlichen Bedingungen brauchen 
die betroffenen Familien eine Regelung, 
die ihnen mittelfristig eine Perspektive 
gibt. Gerade die Kinder, die meist erst hier 
geboren sind, haben eine Chance zur Inte- 
gration verdient. Und eine echte Einbin- 
dung in die deutsche Gesellschaft wird 
nur bei Menschen gelingen, die nicht im 
Geiste ständig auf gepackten Koffern sit- 
zen müssen“, sagte Erben in Magdeburg 
bei einer Fachtagung zum Thema Bleibe- 
recht, die vom Netzwerk „Jobbrücke und 
Jobchance“ gemeinsam mit der Integrati- 
onsbeauftragten der Landesregierung ver- 
anstaltet wurde. 

Von dem Auslaufen der Bleiberechtsre- 
gelung sind Flüchtlinge betroffen, die 
bisher eine Aufenthaltserlaubnis auf Pro- 
be haben — in Sachsen-Anhalt sind das 
knapp 650 Personen -, aber bis zum Jah- 
resende 2009 keine Arbeit aufnehmen 
können, die ihnen ein Einkommen ohne 
zusätzliche Sozialleistungen ermöglicht. 
Angesichts der Finanz- und Wirtschafts- 
krise haben sich die Arbeitsmarktchancen 
für viele Betroffene verschlechtert. 

Aus sachsen-anhaltischer Sicht sei des- 
halb der Diskussionsstand bei den Koali- 
tionsverhandlungen in Berlin unbefriedi- 
gend, betonte Erben: „Eine einfache Ver- 
längerung der geltenden Regelung um ein 
Jahr bewirkt nur, dass wir im Oktober 
2010 wieder vor derselben Situation ste- 
hen.“ Der Staatssekretär erläuterte als Al- 
ternative das Konzept der SPD-Innenmi- 
nister zum Bleiberecht: „Wer nach der 
bisherigen Regelung eine Aufenthaltser- 
laubnis auf Probe hat und nachweisen 
kann, dass er sich weiter um einen Ar- 
beitsplatz bemüht, soll eine Aufenthalts- 
erlaubnis aus humanitären Gründen nach 
$ 23 des Aufenthaltsgesetzes bekom- 
men.“ 

Die bisherige Anforderung, dass die 
Betroffenen für das Erlangen einer dauer- 
haften Aufenthaltserlaubnis außer Kin- 
dergeld keine Sozialleistungen beziehen 
dürften, nannte Erben „völlig überzo- 
gen“: „Mit der sozialen Realität gerade in 
Ostdeutschland, wo viele Menschen trotz 
Vollzeitjobs noch ergänzende Leistungen 
zum Lebensunterhalt benötigen, haben 
solche Anforderungen nichts zu tun.“ 

Erben erinnerte daran, dass es fast aus- 
nahmslos um Menschen gehe, bei denen 
aus humanitären Gründen keine Abschie- 
bung in Betracht komme. „Sie und ihre 
Familien werden also dauerhaft hier le- 
ben. Da ist es doch in unserem eigenen 
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Interesse und im Sinne eines guten Zu- 
sammenlebens, wenn sie über einen 
Rechtsstatus verfügen, der ihnen eine Ar- 
beitsaufnahme ebenso ermöglicht wie die 
Inanspruchnahme von Integrationsange- 
boten und ein ehrenamtliches Engage- 
ment in der Gesellschaft“, so der Staats- 

sekretär. 
Quelle: Flüchtlingsrat Sachsen Anhalt 
Newsletter 06-2009 I 


Deutschland überstellt 
weiter Asylbewerber nach 


Griechenland 
BERLIN. Deutschland wird auch künftig 
Asylbewerber im sogenannten Dublin- 
Verfahren nach Griechenland überstellen. 
Dies geht aus einer Antwort der Bundes- 
regierung (16/14149) auf eine Kleine An- 
frage der Fraktion Die Linke (16/14119) 
hervor. Danach hält die Bundesregierung 
an ihrer Auffassung fest, dass Griechen- 
land ein sicherer Drittstaat im Sinne des 
Grundgesetzes ist. Das Bundesverfas- 
sungsgericht habe dieses Jahr zwar in drei 
Beschlüssen die Überstellung eines Asyl- 
bewerbers von Deutschland nach Grie- 
chenland „durch einstweilige Anordnung 
vorübergehend ausgesetzt“. Diese Be- 
schlüsse enthielten aber keine Aussagen 
über die grundsätzliche Zulässigkeit der 
Überstellung vom Asylbewerbern nach 
Griechenland, schreibt die Regierung. 
Die Linksfraktion hatte darauf hinge- 
wiesen, dass möglicherweise „eine ord- 
nungsgemäße Registrierung als Asylsu- 
chender in Griechenland unmöglich sein 
könnte“. Die Abgeordneten fordern des- 
halb, Abschiebungen nach Griechenland 
grundsätzlich zu stoppen, „da die vom 
Verfassungsgericht angebrachten Zweifel 
bezüglich eines ordnungsgemäßen Asyl- 
verfahrens in Griechenland allgemeiner 
Natur und nicht einzelfallabhängig sind“. 
Im ersten Halbjahr 2009 haben nach 
Auskunft der Bundesregierung in 
Deutschland 11.979 Menschen Asyl be- 
antragt. Deutschland rangierte damit bei 
den absoluten Zahlen auf Rang drei in der 
Europäischen Union. Mehr Menschen 
suchten in Frankreich (22.666) und in 
Großbritannien (17.669) Asyl. 
Quelle: Deutscher Bundestag Parla- 
mentskorrespondenz, PuK 2 - flucht mai- 
ling list flucht@nds-flu.org I 


Griechenland verletzt 
EU-Asylrecht 


PRO ASYL hat zusammen mit Flücht- 
lingsorganisationen aus den Niederlan- 
den, Finnland und Großbritannien (Dutch 
Council for Refugees, Finnish Refugee 
Advice Centre, British Refugee and Mi- 
grant Justice) eine Beschwerde bei der 
Europäischen Kommission eingereicht. 
Zwanzig weitere europäische Flüchtlings- 
organisationen unterstützen die Be- 
schwerde. PRO Asyl fordert die Europäi- 


sche Kommission auf, nicht mehr abzu- 
warten und endlich vor dem Europäischen 
Gerichtshof ein Vertragsverletzungsver- 
fahren gegen Griechenland wegen der 
Missachtung aller zentralen europäischen 
Asylrichtlinien einzuleiten. Die Möglich- 
keit, in Griechenland Schutz zu bekom- 
men, existiert praktisch nicht. Das rudi- 
mentäre Aufnahmesystem ist zusammen- 
gebrochen. Schutzsuchende landen in der 
Obdachlosigkeit. 

Trotzdem überstellen Deutschland und 
andere europäische Staaten weiterhin 
Asylsuchende dorthin zurück. Von 
Deutschland aus wurden allein 2009 mehr 
als 1.567 Überstellungsanträge an Grie- 
chenland gerichtet. Obwohl das Bundes- 
verfassungsgericht in den letzten Wochen 
mehrfach Abschiebungen nach Griechen- 
land einstweilen gestoppt hat, hält die 
Bundesregierung an dieser Praxis fest. 
„Dies ist respektlos gegenüber dem Ver- 
fassungsgericht und völlig verantwor- 
tungslos gegenüber Asylsuchenden,“ so 
Karl Kopp, Europareferent von PRO 
ASYL. 

Aufgrund seiner geografischen Lage ist 
Griechenland mit einer hohen Zahl von 
neu ankommenden Flüchtlingen konfron- 
tiert. Derzeit gibt es einen Rückstand von 
30.000 unbearbeiteten Asylanträgen. Die 
neue griechische Regierung hat angekün- 
digt, die Situation zu verbessern. Den 
Worten müssen nun konkrete Taten fol- 
gen. In der Zwischenzeit dürfen Asylsu- 
chende nicht mehr nach Griechenland 
überstellt werden. 

Quelle: Presseerklärung Pro Asyl 
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Zur luatton Funger Roma in Deutschland 


„So keres? Was machst du? 


Seit ungefähr zwei Jahren beschäftigt sich 
der Praktiker Weltnah/rr, eine Arbeits- 
gruppe der CAJ Deutschland e.V., mit der 
Lebenssituation junger Roma in Deutsch- 
land. Am vergangenen Wochenende wur- 
de nun das Ergebnis dieser Arbeit, eine ju- 
gendgerecht gestaltete und gleichzeitig 
informative Broschüre, im Rahmen einer 
Wochenendaktion mit knapp 25 Jugendli- 
chen in Köln veröffentlicht. 

Das Heft „So keres? Was machst du? 
Zur Situation junger Roma in Deutsch- 
land“ ist kostenlos über die Bundesstelle 
in Essen verfügbar: CAJ Deutschland 
e.V., Hüttmannstr. 52, 45143 Essen, 

Quelle: Roma Virtual Network 04.11.09 I 


Neues vom Sans papiers-Streik in Paris: 


Teilnahme-Rekord, Streikzeitung, Besetzungen, Räumung bei Bouygues durch private 


„Sicherheits”-Gorillas 


Im Laufe der ersten und zwei- 
ten Novemberwoche erreichte 
der Streik der „travailleurs 
sans papiers”, oder Lohnabhängigen 
ohne juristischen Aufenthaltsstatus, im 
Raum Paris neue „Rekorde“. Über 
5.000 lohnabhängige „illegale” Ein- 
wanderer waren zu Mitte der Woche 
im Ausstand (im Vergleich: beim ersten 
Sans Papiers-Streik ab April/Mai 2008 
waren es noch rund 600 gewesen). 


Gleichzeitig erschien Ende der ersten No- 
vemberwoche erstmals eine eigene 
Streikzeitung, die im Prinzip gratis ist, je- 
doch für einen Unterstützerpreis von 
mindestens zwei Euro durch Streikende 
und Unterstützer/innen verkauft wird: 
Die achtseitige, mit Photos versehene 
und im Mehrfarbendruck erstellte Zei- 
tung „lci“ (Hier) wurde vorige Woche in 
einer ersten Auflage in Höhe von 130.000 
Exemplaren gedruckt. 

Der Streik berührte, laut Angaben der 
CGT, in den letzten Tagen insgesamt 
1.253 Unternehmen in verschiedenen 
Branchen — vor allem Bau, Reinigungs- 
gewerbe, Gaststätten —, und über 40 Ar- 
beitsstätten waren/sind noch immer be- 
setzt. Ein halbes Dutzend bis ein Dutzend 
anderer Arbeitsstätten sind polizeilich ge- 
räumt worden, unter ihnen die Baustelle 
des neuen Hochhauses des Versiche- 
rungskonzerns AXA im Pariser Ge- 
schäftsviertel La Defense (vor anderthalb 
Wochen). Diese Räumung war im Prinzip 
illegal, da sie ohne gerichtliche Anord- 
nung erfolgte. 

Eine weitere Baustelle desselben Un- 
ternehmens, das auch das AXA-Hoch- 
haus errichtet — der Baufirma ADEC - ist 
unterdessen derzeit besetzt. Es handelt 
sich um einen Ort, an dem ein Luxushotel 
errichtet wird, auf den Champs-Elysees, 
nahe der Mötrostation Kleber. ADEC ist 
nun zugleich durch seine Sklavenhalter- 
praktiken ins Zwielicht gerückt. So wur- 
den vier Fälle von Asbestverseuchung in 
den Lungen von (migrantischen) Lohnab- 
hängigen bei der Firma, die vor allem auf 
Abbruch- und Abrissarbeiten spezialisiert 
ist, vermeldet. Mitarbeiter schufteten dort 
ohne Schutzmaske an asbesthaltigen Ge- 
bäuden. 

Ebenfalls an den Champs-Elysees gele- 
gen, war vergangene Woche der Sitz der 
Unternehmervereinigung des Reini- 
gungsgewerbes durch Sans papiers be- 
setzt worden. Ende Oktober war zudem 
die Unternehmervereinigung der Baufir- 
men für öffentliche Aufträge, der FNTP, 
besetzt worden. 

Das Besondere am aktuellen Streik im 
Vergleich zu jenem im Frühjahr/Sommer 


2008 ist, dass er direkten Druck auf die 
Regierung und die Präfekturen (Polizei- 
und Ausländerbehörden) ausüben soll, 
die Kriterien für die „Legalisierung“ bis- 
lang als „illegal“ geltender Einwanderer 
abzuändern. Im vergangenen Jahr 2008 
war es hingegen eher noch darum gegan- 
gen, durch Druck und Überzeugungsar- 
beit Einfluss auf einzelne Unternehmer 
zu nehmen, damit diese in ihrem eigenen 
Namen (und aufgrund ihres wirtschaftli- 
chen Interesses am Beibehalt ihrer ‚‚ille- 
galen“ migrantischen Arbeitskräfte) die 
„Legalisierung“ ihrer Mitarbeiter/innen 
bei den Präfekturen beantragten — wie es 
der Artikel 40 des bislang letzten Auslän- 
dergesetzes vom 20. November 2007 aus- 
drücklich „ausnahmsweise“ erlaubt. 
Letzteres Gesetz sieht eine „ausnahms- 
weise Legalisierung“ im Falle eines 
nachgewiesenen ökonomischen Interes- 
ses des einzelnen Arbeitgebers an der 
Einstellung oder Weiterbeschäftigung 
bislang „illegaler“ Arbeitskräfte (insbe- 
sondere bei Mangelberufen und -qualifi- 
kationen) vor. 

Heute geht es hingegen darum, eine 
Abänderung der „Legalisierungs“praxis 
als solcher und ihre Erleichterung zu- 
gunsten der „travailleurs sans papiers“ zu 
erreichen. Deswegen werden auch nicht 
so sehr einzelne Arbeitgeber, sondern 
eher Arbeitgebervereinigungen und zen- 
trale Sitze ökonomisch einflussreicher 
Verbände vom Streik getroffen. 

Im 13. Pariser Bezirk, im Süden der 
französischen Hauptstadt, sind erstmals 
die zahlreich dort lebenden & arbeiten- 
den Asiaten (ohne „legale Aufenthaltsti- 
tel“) in Bewegung geraten. Dies erforder- 
te einen gewissen Mut, da diese Chinesen 
oder Vietnamesinnen häufig bei Lands- 
leuten — mitunter aus ihren eigenen Fami- 
lien — beschäftigt sind; und umso heftige- 
rer Ausbeutung ausgesetzt sind, als sie oft 
den Preis für ihre Einreise an ihre „Hel- 
fer“ zurückzahlen müssen. Letztere kön- 
nen oftmals „zu Hause“ Druck auf Ange- 
hörige in den Herkunftsländern ausüben, 
„wenn es Not tut“. Die Betroffenen beset- 
zen derzeit den Hotel- & Gaststättenver- 
band. 

Beim Bau-, Medien- und Betonkon- 
zern Bouygues (dessen Konzernerbe 
Martin Bouygues ein persönlicher Duz- 
freund Nicolas Sarkozys ist) wurde unter- 
dessen eine Baustellenbesetzung verhin- 
dert. Eine kleine Armee von privaten Si- 
cherheitsleuten, bewaffnet mit Holzknüp- 
peln und Eisenstangen, verhinderte die 
Besetzung und setzte eine („außergericht- 
liche“ und widerrechtliche) Räumung 
durch. Solche Praktiken drohen sich un- 
terdessen auszuweiten. 


„TAG OHNE MIGRANTEN-ARBEIT” 
am 1. März 2010 


Am 1. März kommenden Jahres wird in 
Frankreich erstmals ein „Tag ohne Ein- 
wanderer“ stattfinden: 

An ihm soll ein Streik in allen Bran- 
chen und Sektoren, die (oft wesentlich) 
von migrantischer Arbeit profitieren oder 
gar faktisch von ihr abhängen, stattfin- 
den. Dazu hat ein Kollektiv die Initiative 
ergriffen, das alle Gewerkschaften, Soli- 
daritätsvereinigungen/-initiativen und be- 
troffenen Menschen zur Unterstützung 
des Streiks aufruft. Vorbildcharakter da- 
für dürfte der massiv befolgte Migranten- 
streik in den USA im Herbst 2006 haben. 

Wir werden darüber berichten. 

BhS, Paris I 
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Ausländerbehörde behin- 
dert Beistand und erlässt 
willkürlich Hausverbot 


HAMBURG. Am 26.9.09 fand vor der Au- 
Benstelle der Hamburger Ausländerbe- 
hörde, die in direkter Nähe des Hambur- 
ger Flughafens in einem Büro- und In- 
dustriegebiet der Sportallee 70 liegt, die 
Eröffnungskundgebung für ein neues 
Projekt zur Beratung und Begleitung von 
Flüchtlingen und MigrantInnen mit ei- 
nem Infobus statt. 

Dieses Projekt wird von ehrenamtli- 
chen MitarbeiterInnen des Cafe Exil und 
des Flüchtlingsrats Hamburg sowie diver- 
sen AktivistInnen initiiert. Unterstützt 
wird es außerdem von anderen Organisa- 
tionen wie u.a. der Karawane für die 
Rechte der Flüchtlingen und MigrantIn- 
nen, amnesty international sowie der 
VVN-BdA. In der Sportallee wurde im 
Zeitraum 2006-2008 die neue Abteilung 
E 33 der Hamburger Ausländerbehörde 
gegründet, in der die Zentrale Erstaufnah- 
me (ZEA) und die Abteilung für den Voll- 
zug von Abschiebungen, Zurückschie- 
bungen und Verbringungen einschließlich 
Haft zusammengefasst sind. 

Seit der Eröffnung findet einmal wö- 
chentlich Beratung in dem Infobus vor 
der Ausländerbehörde statt. Durch die 
Einrichtung der unabhängigen mobilen 
Anlaufstelle soll erreicht werden, dass 
gerade auch neu ankommende Flüchtlin- 
ge und MigrantInnen über ihre Rechte 
und das vor ihnen liegende Asylverfahren 
informiert werden und eine unabhängige 
Unterstützung bei der Durchsetzung ihrer 
Rechte erhalten. Ihre Isolation, die durch 
die Lage der ZEA in der Sportallee und 
der Außenstelle in Nostorf/ Horst (Meck- 
lenburg-Vorpommern) — dort werden sie 
zumeist nach einen kurzen Aufenthalt in 
der Sportallee für drei Monate unterge- 
bracht — vorprogrammiert ist, soll durch- 
brochen werden. 

Durch begleitende Öffentlichkeitsar- 
beit soll Transparenz in die zum Teil 
rechtswidrigen Vorgänge und rassisti- 
schen Umgangsweisen in der Ausländer- 
behörde gebracht werden. Die Unterstüt- 
zungsarbeit für die Flüchtlinge und Mi- 
grantInnen wird jedoch seitens der Aus- 
länderbehörde mit diversen Mitteln be- 
hindert. So wurde bereits mehrfach Mit- 
arbeiterInnen von uns verwehrt, als Bei- 
stand zu fungieren, womit die Rechte der 
Flüchtlinge und MigrantInnen massiv un- 
tergraben werden. Alle Menschen haben 
nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz $ 
14 Abs. 4 ein Recht auf einen Beistand. 
Einem unserer Mitarbeiter wurde in die- 
sem Zusammenhang sogar ein Hausver- 
bot erteilt. Außerdem wird durch Mitar- 
beiterInnen der Ausländerbehörde immer 
wieder verlangt, dass eine Bevollmächti- 
gung als Beistand vorgelegt werden soll. 
Dies ist jedoch nach dem oben erwähnten 
Paragraphen nicht notwendig. 
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Generell ist es sehr schwierig, über- 
haupt in das Gebäude dieser öffentlichen 
Behörde zu gelangen. Des Weiteren kon- 
trollieren die Mitarbeiter der Ausländer- 
behörde sowie des dort tätigen privaten 
Sicherheitsdienstes die Personalausweise 
von allen Personen, die Menschen als 
Beistand begleiten wollen, und notieren 
sich deren Daten. Der erwähnte Sicher- 
heitsdienst lässt sich zudem persönliche 
Dokumente von den Flüchtlingen und 
MigrantInnen vorlegen sowie er ihnen 
Formulare aushändigt, die bereits Teil des 
Asylverfahrens sind. Eine solche Vorge- 
hensweise hat keine Rechtsgrundlage. 

Diese von uns dokumentierten Erfah- 
rungen können nicht anders als Skandal 
bezeichnet werden. Es ist mehr als offen- 
sichtlich, dass die Betroffenen ihre Rech- 
te nicht wahrnehmen können. Um die 
Praktiken der Ausländerbehörde und der 
Wohnunterkunft, welche von fördern & 
wohnen geleitet wird, aufzuklären, haben 
wir sowohl an die Behörde als auch an 
fördern & wohnen offene Briefe verfasst. 
Aus den genannten Gründen fordern wir, 
dass unsere Arbeit nicht behindert wer- 
den darf. Alle Flüchtlinge und MigrantlIn- 
nen müssen die Möglichkeit haben dür- 
fen, Unterstützung zu bekommen. Es ist 
schlichtweg ein Skandal, dass ihnen dies 
in einer Öffentlichen Behörde verwehrt 
wird. Der Rechtszugang wird ausgehöhlt. 
Die Behörde handelt damit rechtswidrig. 
Des Weiteren fordern wir zur Aufklärung 
Antworten auf unsere Briefe. Und 
schließlich müssen die aufgezählten 
Missstände behoben werden. 

Flüchtlingsrat Hamburg + Cafe Exil MM 


Hövelmann soll Abschie- 
bung aussetzen 


SACHSEN-ANHALT. Harte Kritik üben 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Sachsen- 
Anhalt an der geplanten Abschiebung 
von etwa 300 Flüchtlingen in den Koso- 
vo. Sie fordern Innenminister Holger Hö- 
velmann auf, in Sachsen-Anhalt keine 
Abschiebungen zu vollziehen: „Diese 
Menschen haben während des Jugosla- 
wienkriegs Schutz bei uns gefunden, als 
sie von Serben oder Kosovo-Albanern 
aus ihrer Heimat vertrieben wurden. Zu- 
rück im Kosovo müssen sie in Lagern le- 
ben. Ihre Häuser sind von anderen be- 
wohnt oder zerstört. Ihre Hoffnung liegt 
nun in der Hand von Herrn Hövelmann.“ 

Hintergrund ist, dass die Innenminister 
von Bund und Ländern den Abschiebe- 
stopp aufgehoben haben, weil sich die 
Regierung des Kosovo zur Rücknahme 
der Flüchtlinge bereit erklärt hat. Im Ko- 
sovo gibt es aber keinen Integrationsplan. 
International wird befürchtet, dass die 
Flüchtlinge in bleiverseuchte Lager bei 
Mitrovica kommen könnten. Die Bünd- 
nisgrünen weisen auch darauf hin, dass 
die Lage der Familien auch in Sachsen- 
Anhalt nicht so bleiben kann. Erdmenger 


von den Grünen: „Betroffen sind auch die 
Kinder der Flüchtlinge, die oft hier gebo- 
ren wurden und hier zur Schule gehen. 
Ihre Eltern dürfen nicht arbeiten. Eltern 
und Kinder müssen in den meisten Land- 
kreisen und den Großstädten sogar in 
Sammelunterkünften leben. Sachsen-An- 
halt sollte diesen Menschen eine Perspek- 
tive zur Integration bieten und sie nicht 
mit Abschiebung bedrohen.“ 

Quelle: Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt I 


„Hauptsache raus” bleibt 
Motto der Abschiebepraxis 


in Niedersachsen 
HANNOVER. DIE LINKE im Landtag hat 
erneut die Abschiebepraxis in Niedersach- 
sen kritisiert. Anlass ist der jetzt bekannt 
gewordene Fall eines abgeschobenen Ru- 
anders, der sofort nach seiner Ankunft in 
der Hauptstadt Kigali inhaftiert wurde. 
„Einmal mehr wird mit diesem Fall die 
menschenunwürdige Abschiebepraxis des 
Landes deutlich: Niedersachsens Flücht- 
lingspolitik steht unter dem Motto „‚Haupt- 
sache raus“, erklärte die innenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion, Pia Zim- 
mermann. Offensichtlich sei der Asylan- 
trag des Flüchtlings nur unzureichend ge- 
prüft worden. Zimmermann kündigte an, 
diesen Fall zum Thema im Landtag zu ma- 
chen. Dabei müsse auch geklärt werden, 
ob dienstliche Vergehen von Beamten vor- 
liegen. Zugleich schloss sich Zimmer- 
mann der Forderung des niedersächsi- 
schen Flüchtlingsrates nach einem gene- 
rellen Abschiebestopp nach Ruanda an. 
Quelle: Pressemitteilung DIE LINKE. 
Fraktion im Niedersächsischen Landtag I 


KORREKTUREN & ERGÄNZUNGEN 
zur vorigen Ausgabe der AN 


Zu den Afghanen-Abschiebungen aus 
Frankreich 


In der letzten Nummer der ‚Antifaschistischen 
Nachrichten’ (22/2009) berichteten wir in der 
Rubrik „Ausländerpolitik” über die neuen bri- 
tisch-französischen Sammelflüge für Abschie- 
bungen nach Afghanistan. Dazu zwei kleine er- 
gänzende Korrekturen: 

Die erwähnte Datumsangabe zur Schließung 
des Flüchtlingslagers (unter Leitung des Roten 
Kreuzes) in Sangatte, am Ärmelkanal, ist unvoll- 
ständig. Statt „zum Jahresende” musste es rich- 
tig heißen: Sie erfolgte „zum Jahresende 
2002”. Unexakt ist die Datumsangabe zur Räu- 
mung des von Flüchtlingen selbst errichteten 
und alltäglich verwalteten Durchgangslagers 
„Jungle“ in der Nähe von Calais. Es wurde 
nicht - wie in den letzten AN berichtet - „An- 
fang Oktober“ durch die französische Polizei 
geräumt, sondern am 22. September dieses 
Jahres. Es handelte sich dabei nur um eines von 
sieben 

„legalen“ Durchgangslagern im Einzugsbe- 
reich von Calais, die durch Migranten auf dem 
Weg in Richtung britische Inseln oder Skandino- 
vien in einem Waldstück aufgebaut worden wo- 
ren. Allerdings um das größte. bhs 


:neuerscheinungen, ankündigungen 


Gutachten zu Reichsbahn- 
Profiten erschienen 


Über 70 Jahre nach Beginn der Massen- 
deportationen in die Todesstätten des 
Nazi-Regimes ist der genaue Umfang 
der Beihilfe, mit der sich die „Deutsche 
Reichsbahn“ an den Morden beteiligte, 
noch immer ungeklärt. Der „Verein „Zug 
der Erinnerung“ hat deshalb jetzt ein 
Gutachten vorgelegt, das versucht, die 
Einnahmen zu beziffern und das zu dem 
Schluss gelangt, dass die von der Deut- 
schen Reichsbahn zwischen 1938 und 
1945 vereinnahmten Fahrteinnahmen für 
die Deportationen einen heutigen Wert 
von mindestens 445 Mio. Euro errei- 
chen. 


Das Gesamtgutachten (60 Seiten) wird gegen 
Überweisung von 7,50 Euro (inkl. MwSt) + 
2,50 Euro Verpackung und Porto zugesandt. 
Bankverbindung: Kreissparkasse Köln BLZ: 
370 502 99, Konto Nr. 0352 550 392, Kenn- 
wort: Gutachten. Bitte geben Sie Ihre Post- 
adresse auf dem Überweisungsträger oder in 
einer E-Mail deutlich an: info@zugde.eu 


Das vergessene braune 
Erbe von CDU und FDP im 


Landtag von NRW 

Der Landtagsabgeordnete Rüdiger Sagel 
(DIE LINKE) hat jetzt die Ergebnisse ei- 
ner historischen Studie über die NS-Ver- 
gangenheit von CDU- und FDP- Abge- 
ordneten im Landtag nach 1945 vorge- 
stellt. „Das Ergebnis der Studie ‚60 Jah- 
re Landtag Nordrhein-Westfalen — Das 
vergessene braune Erbe“ von Dr. M.C. 
Klepsch belegt, dass mehr als 40 Abge- 
ordnete der bürgerlichen Parteien in der 
NSDAP oder parteinahen Organisationen 
wie der SS oder der SA waren. Darunter 
nicht weniger als 8 Fraktionsvorsitzende 
und zwei spätere Landesminister (Willy 
Weyer, FDP und Paul Mikat, CDU). Ins- 
besondere in der FDP liegt der Anteil 


ehemaliger Nazis 
besonders hoch: 
So hatte in den 
Nachkriegsjahren 
mehr als jeder 
fünfte FDP-Land- 
tagsabgeordnete 
eine braune Ver- 
gangenheit. Zwi- 
schen 195 und FE 
1975 wurde die FDP- Fraktion von 6 
ehemaligen Nazis, darunter 3 SS-Män- 
nern geführt.“ 

Aufgrund dieser Ergebnisse hat Sagel 
im Landtag NRW einen Antrag einge- 
reicht, der die Einrichtung einer histori- 
schen Kommission fordert, welche die 
NS-Vergangenheit aller Parteien untersu- 
chen soll: „Das Kartell des Schweigens 
über die braune Vergangenheit muss 
auch in NRW durchbrochen werden. 
Alle Parteien sind aufgefordert, sich die- 
ser Verantwortung zu stellen.“ 


Die Studie ist auf der Webseite ww.sagel.info 
zu lesen bzw. herunterzuladen. 


Eigentlich fühle ich mich hier 
wohl... 


Neue Broschüre des Vereins Opfer- 
perspektive zum Alltagsrassismus in 
Potsdam 
Die Zahl der rechten und rassistischen 
Gewalttaten in Potsdam ist seit Jahren 
hoch. 2008 dokumentierte der Verein 
Opferperspektive insgesamt 17 Angriffe, 
bei denen 44 Menschen verletzt wurden. 
Sieben dieser Angriffe richteten sich ge- 
gen Linke, zwei gegen nicht-rechte Ju- 
gendliche. Einer war antisemitisch moti- 
viert, ein weiterer erfolgte aus homopho- 
ben Gründen. Sechs Angriffe hatten ei- 
nen rassistischen Hintergrund. 

Doch es geht nicht nur um Gewaltta- 
ten. Eine gerade veröffentlichte Broschü- 
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re der Opferperspektive beschäftigt sich 
mit dem Alltagsrassismus in der Landes- 
hauptstadt. Es fängt mit (scheinbar) klei- 
nen Dingen an, die Außenstehende oft 
gar nicht mitbekommen: „Ausländer“ 
werden geduzt oder in schlechtem 
Deutsch angesprochen. Die Nachbarn 
grüßen nicht. Obwohl die S-Bahn voll 
ist, bleibt der Platz neben der Migrantin 
frei. Nur wer sich auf die Perspektive der 
Betroffenen einlässt, kann verstehen, wie 
verletzend derartige Verhaltensweisen 
sein können. \ 

Sieben (nur geringfügig redaktionell 
bearbeitete) Interviews enthält die 25- 
seitige Broschüre. Der erste Bericht ist 
besonders traurig: Vor 25 Jahren kam 
Herr €. aus Pakistan nach Deutschland. 
Der Dolmetscher besitzt mittlerweile die 
deutsche Staatsbürgerschaft und lebt mit 
seiner Familie in einem Einfamilienhaus. 
Nun möchte er zurück nach Pakistan, 
weil er die Gehässigkeiten nicht mehr er- 
tragen kann, mit denen insbesondere sei- 
ne Kinder konfrontiert sind. Doch für die 
Kinder ist Pakistan ein fremdes Land: 
„Ich will die Kin- 
der nicht zwingen, 
mit nach Pakistan 
zu kommen, denn |... 
dort gibt es ja auch |, 
eine ganzandere K 
Sprache. Und sie 
kennen ja gar nichts|* 
anderes als Pots- 
dam. (...) Hier sind 
sie zu Hause und 
ich möchte ihnen 
nicht ihr Zuhause wegnehmen (...) Die 
Kinder können nur Deutsch, die haben 
gar nichts Pakistanisches, nur meinen 
Namen. Wenn die Leute dann sagen, das 
sind ausländische Kinder, das verstehe 
ich nicht.“ 

Was kann man tun? In einem der be- 
gleitenden Texte heißt es: 

„Alltagsrassistische Äußerungen fallen 
... oft auch laut, im öffentlichen Raum, 
wo sie gehört werden sollen. Wie der 
oder die ErzählerIn eines Polen- oder 
Blondinen-Witzes baut man auf die La- 
cher und die non-verbale Zustimmung 
der Umstehenden. Da auf bekannte Ste- 
reotype zurückgegriffen wird, wissen 
alle, was gemeint ist. Als passiv Zuhö- 
rende wird man eingeschlossen in die 
mächtige Mehrheit. Schweigen bedeutet 
in einer solchen Situation immer Zustim- 
mung — sowohl aus der Perspektive der 
Betroffenen als auch aus der Perspektive 
derjenigen, die sich durch dieses Verhal- 
ten über Andere stellen wollen.“ 

Eine PDF-Version der Broschüre, de- 
ren Herausgabe von der Landeshaupt- 
stadt gefördert wurde, gibt es hier: 


Eigentlich fühle ich mich hier wohl 


N 


http://www.opferperspektive.de/Dokumente 
/Publikationen/Alltagsrassismus/889.html 

Die gedruckte Broschüre kann bei der Opfer- 
perspektive bestellt werden. 
http://www.opferperspektive.de/ 
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:aus der faschistischen presse 


Hetze für soziale Ungleich- 
heit 


Junge Freiheit Nr. 46/09 6.11.2009 
Im Blatt findet seit einigen Ausgaben 
eine Art Selbstverständnisdiskussion 
statt. Ein Autor hatte die Soziale Markt- 
wirtschaft verteidigt und erntet jetzt Ge- 
genartikel, die die soziale Ungleichheit 
propagieren und die Abschaffung des So- 
zialstaates und des Wahlrechtes einfor- 
dern. Baal Müller äußert „radikale Ge- 
danken“: 

„Sollten einige Zeichen der letzten Wo- 
chen — vom Verbleib Thilo Sarrazins in 
seinem Amt über Stefan Kramers Rück- 
nahme seines törichten Hitler-Vergleichs 
und die mittlerweile wieder zurückgezo- 
gene — Kandidatur Hendryk Broders für 
den Vorsitz des Zentralrats der Juden in 
Deutschland bis hin zum Nobelpreis aus 
Oslo für Herta Müller — tatsächlich nicht 
trügen und sich eine Tauwetterperiode 
der Political Correctness ankündigen? 

Liest man Sloterdijks Äußerungen über 
den Sozialstaat als ‚geldsaugendes Unge- 
heuer‘ und dessen ‚Kleptokratie‘, über 
die Enteignung der noch arbeitenden 
Schichten bis hin zu einem Aufruf zur 
‚Revolution der gebenden Hand‘, die die 
Begehrlichkeit der Nehmenden endlich 
zurückweist, und vergleicht man dies mit 
dem müden Zeigefinger-Vorhalten Hon- 
neths, so möchte man dies tatsächlich an- 
nehmen. Leider bietet Sloterdijk über sei- 
ne immerhin erfrischende Polemik gegen 
den Sozialdemokratismus hinaus keine 
Alternative zur Raubtheorie, daher sei 
hier mit zwei Gedankensplittern — einem 
historischen und einem philosophischen 
— beigesprungen.“ 

Der Autor Baal Müller bezieht sich 
dann in einem historischen Rückbezug 
auf das Entstehen von Vasall und Lehns- 
herr und propagiert Unterwerfung und 


Abschaffung von demokratischen Rech- 
ten: 

„Es wäre zu fragen, was von dieser — 
richtiger verstandenen — Vorzeit für die 
Debatten der Gegenwart gelernt werden 
könnte? Vom regelmäßig diskutierten Fa- 
milienrecht, das die Kinder als künftige 
Bürger berücksichtigt, über eine Koppe- 
lung des Wahlrechts an — etwa durch 
Qualifikationen oder Steuerzahlungen er- 
brachte — Leistungen bis hin zu ‚Steuer- 
Mitbestimmung‘, Steuerstreik oder indi- 
viduellem Staatsaustritt könnte mancher- 
lei erwogen werden. 

Angesichts der immer drängender wer- 
denden Probleme des Schuldenstaates, 
der immer mehr Geld für ‚soziale Zwe- 
cke‘ (Richtigstellung des immer größer 
werdenden Prekariats durch für den Ein- 
zelnen zwar geringe, in der Summe aber 
gewaltige Mittel) ausgibt und immer we- 
niger Einzahler für immer mehr Empfän- 
ger zur Kasse nötigt, müssen Sloterdijk 
und Bohrer weiterdenken — auch bislang 
radikal erscheinende Gedanken ausge- 
sprochen werden. 

Da das bisherige Parteienwesen davon 
zehrt, sich eine große Verfügungsmasse 
an Transferleistungsempfängern zu züch- 
ten, deren Wahlentscheidung von den 
Versprechungen der Parteien abhängig 
ist, kann ohne Sloterdijks ‚Revolution der 
gebenden Hand‘ kaum erwartet werden — 
Verschuldung und Alimentierung der Un- 
produktiven schreiten ansonsten fort.“ 

Man muss schon zweimal lesen, um zu 
erkennen, dass der Autor hetzt und die 
starke Hand der Reichen (gebende Hand) 
gegen die Armen in Form einer „Revolu- 
tion“ einfordert und die rechtskonservati- 
ven Philosophen anfeuert, noch weiter zu 
gehen mit ihren theoretischen Ergüssen 
gegen die demokratischen Rechte in der 
Gesellschaft. 
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Wohlstand ist nicht 


Junge Freiheit Nr. 47/09 13.11.2009 
Die philosophische Hetze gegen den So- 
zialstaat geht in der nächsten Ausgabe 
weiter. Jens Jessen hetzt gegen die Ar- 
mutskritik der Kirchen und schreibt: 
„Der Hilfeempfänger wird zum Mittel 
für den Helfer. Die Armen dienen dazu, 
aufwendige bürokratische Organisatio- 
nen aufrechtzuerhalten, die für ihren ei- 
genen Bestand allzu hohe Beiträge aus 
jenen Ressourcen für sich behalten ... 
Ludwig Erhard hat schon in den sechzi- 
ger Jahren voraussehend davor gewarnt, 
die materielle Wohlstandsmehrung in 
den Vordergrund zu stellen.“ 

Wenn der rechtsbürgerliche Philosoph 
Sloterdijk schreibt, „es gehe darum, den 
Leistungsträgern als ‚Gebern‘ Genugtu- 
ung zu verschaffen und den Bruch mit 
der staatlichen Mangelpflege einzulei- 
ten“ (Kölner Stadt-Anzeiger, 6.11.2009) 
so werden faschistoide Theorien populär 
gemacht, Leistungseliten das Wort gere- 
det und arme Menschen stigmatisiert. 

Das Blatt berichtet über eine Tagung 
von drei Stuttgarter Burschenschaften 
zum EU-Vertrag von Lissabon, auf der 
auch der Staatsrechtler Dietrich Murs- 
wiek sprach. Er ist Ordinarius für Öffent- 
liches Recht in Freiburg und Prozessbe- 
vollmächtigter von CSU-Gauweiler. Die 
Bundesfraktion der LINKEN hatte auch 
geklagt. Das Blatt berichtet: „Eindeutig 
positionierte sich Murswiek in der Frage, 
ob die Türkei einem künftigen Europa 
angehören könne. ‚Ich habe den Nach- 
weis erbracht, dass die Türkei nicht in 
die EU gehört. Ihr kultureller und geo- 
graphischer Mittelpunkt befindet sich 
nicht (in) Europa. Ihr EU-Beitritt wäre 
aus deutscher Sicht grundgesetzwidrig.“ 

Die türkische, osmanische Kultur hatte 
schon immer Platz in Europa, warum 
nicht auch in baldiger Zukunft in einem 
demokratischen und friedlichen Prozess. 


Dazu sollten die antifaschistischen Kräf- 
te stehen. uld# 


